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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Elections et votations (organisation)

Aufgrund der aktuellen Bevölkerungsentwicklung wird es für die Nationalratswahlen
2015 zu einer Verschiebung der Sitzzahlen pro Kanton für den Nationalrat kommen. Die
Kantone Bern (ab 2015 noch 25 Sitze), Solothurn (noch 6 Sitze) und Neuenburg (noch 4
Sitze) müssen je einen Sitz abgeben, während die Kantone Zürich (neu 35 Sitze), Aargau
(neu 16 Sitze) und Wallis (neu 8 Sitze) ihre Sitzzahl entsprechend um je einen Sitz
aufstocken können. In Zukunft soll die Zuteilung alle vier Jahre neu berechnet werden.
In der Presse wurde vermutet, dass jene Kantone von zusätzlichen Sitzen profitieren, in
denen die Zuwanderung aufgrund der Personenfreizügigkeit gross ist. Eine Motion der
SVP-Fraktion, welche die Berechnung der Sitzzahlen auf der Basis der Schweizer
Bevölkerung sowie der Ausländer mit C- oder B-Ausweis statt der Berechnung auf Basis
der gesamten Wohnbevölkerung verlangt hatte, wurde im Nationalrat im Berichtjahr
abgelehnt. 1

MOTION
DATE: 07.03.2013
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec d'autres Etats

Alain Berset s'est rendu dans la capitale allemande où il a participé au Forum de Berlin
sur la démographie. Il a notamment été question des impacts de l'évolution
démographique sur le système de santé et des assurances sociales. Par ailleurs, le chef
du DFI a eu l'occasion de rencontrer le ministre allemand de la santé Hermann Gröhe et
la ministre allemande du travail et des affaires sociales Andrea Nahles. 2

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 19.03.2015
CAROLINE HULLIGER

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Politique des transports

Au printemps, l’Office fédéral du développement territorial (ARE) a publié les résultats
de son étude sur les coûts externes du trafic pour l’année 2005. De 2000 à 2005, les
coûts, notamment environnementaux et relatifs à la santé, causés par le trafic routier et
ferroviaire mais payés par la collectivité ont crû de 24,2% pour atteindre CHF 8,5
milliards (contre CHF 6,9 milliards en 2000). Fait remarquable, les coûts du trafic
routier ont connu une hausse beaucoup plus forte (+25,2%) que ceux du trafic
ferroviaire (+9%), imputable principalement aux accidents, à la pollution de l’air, aux
atteintes au climat, ainsi qu’aux embouteillages. Globalement, le résultat s’explique par
quatre facteurs : le renchérissement, l’amélioration des techniques de mesure des
nuisances sonores, la croissance des émissions du trafic (y compris les poussières fines)
et le vieillissement de la population, les personnes âgées étant plus sensibles aux
substances polluantes. Dans l’ensemble, 95% des coûts (CHF 8,07 milliards de francs)
sont dus à la route, le reste l’étant au chemin de fer (CHF 455 millions). L’ARE a
expliqué cela non seulement par le fait que 82% du trafic voyageur et 60% du trafic
marchandises se font par la route, mais aussi par les niveaux des émissions polluantes
et du risque d’accident, sensiblement plus élevés que pour le transport par rail. Enfin,
l’ARE a relevé que même le trafic poids lourds ne couvre pas ses coûts externes malgré
la redevance sur les poids lourds liée aux prestations (RPLP). Le relèvement de la RPLP
décidée par le Conseil fédéral en 2007 est toutefois censé corriger cet état de fait. 3

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.05.2008
NICOLAS FREYMOND
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Politique sociale

Population et travail

Population et travail

Jahresrückblick 2022: Bevölkerung und Arbeit

Das zentrale Thema im Politikbereich «Bevölkerung und Arbeit» stellten im Jahr 2022
die Löhne allgemein und das Lohndumping im Speziellen dar. 

Allgemein standen die Löhne insbesondere Mitte des Jahres und ab Oktober im
Zentrum der Diskussion – wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022
verdeutlicht –, als die Gewerkschaften als Reaktion auf die Teuerung immer stärker auf
eine Lohnerhöhung pochten. Die Löhne für das Jahr 2023 sollten demnach bis zu 4
Prozent ansteigen, um so die Senkung der Kaufkraft und der Reallöhne aufgrund der
steigenden Inflation auszugleichen. Mit Lohnerhöhungen beschäftigte sich im Mai auch
der Nationalrat, der eine Motion der SP-Fraktion, die eine Auszahlung von CHF 5'000
als Prämie für alle in der Covid-19-Pandemie als systemrelevant eingestuften
Arbeitskräfte verlangte, deutlich ablehnte. Noch einmal Aufschwung erhielt die
Diskussion um die Löhne im November 2022, als das BFS in einem Bericht die
durchschnittliche Lohndifferenz zwischen Frauen und Männern auf 18 Prozent
bezifferte. 

Das Thema «Lohndumping» stand insbesondere bei der Änderung des
Entsendegesetzes (EntsG) zur Debatte. Dieses zielt darauf ab, die Anwendung der
kantonalen Mindestlöhne schweizweit auf entsandte Arbeitnehmende auszudehnen.
Zwar hatte der Nationalrat die Gesetzesänderung im März 2022 deutlich angenommen,
der Ständerat sprach sich in der Sommersession jedoch gegen Eintreten aus. Damit
brachte er die Gesetzesänderung nach zwei Jahren Arbeit zum Scheitern. 
Ein Mittel gegen Lohndumping – mittels Anpassung der Bestimmungen zur
missbräuchlichen Kündigung im OR – suchte auch der Kanton Tessin durch eine
Standesinitiative, welcher der Ständerat in der Frühlingsession jedoch keine Folge gab.
Thematisiert wurde das Lohndumping schliesslich auch in einer weiteren Tessiner
Standesinitiative, welche die Einführung einer Informationspflicht über Lohndumping-
Verfehlungen im Bereich des Normalarbeitsvertrages verlangte und welche das SECO
2022 zur Zufriedenheit der WAK-SR umsetzte.

Doch nicht nur bezüglich Lohndumping diskutierte das Parlament über ausländische
Arbeitskräfte, auch die Abhängigkeit des Gesundheits- und Sozialwesen von
ausländischem Personal wurde in der Sondersession 2022 thematisiert. Dabei lehnte
das Parlament ein Postulat ab, das eine Strategie zur Verringerung dieser Abhängigkeit
anstrebte. Mehr Anklang fand hingegen eine Motion, gemäss der die Stellenmeldepflicht
wieder auf diejenigen Berufsarten beschränkt werden soll, die eine schweizweite
Arbeitslosenquote über 8 Prozent aufweisen – sie wurde der Kommission zur
Vorberatung zugewiesen.

Als Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie wurde auch im Jahr 2022 über die
Flexibilisierung der Arbeitsformen gesprochen. Der Ständerat lehnte eine Motion ab,
mit der das Arbeitsrecht bezüglich Homeoffice flexibler hätte gestaltet werden sollen.
Zuspruch fand hingegen ein Postulat für eine Untersuchung der Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen. 

Thematisiert wurde schliesslich auch das öffentliche Beschaffungswesen, wobei der
Bundesrat im August einen Bericht zur Sicherstellung der Einhaltung der sozialen
Mindestvorschriften im öffentlichen Beschaffungswesen veröffentlichte. Darin
beurteilte er das bestehende Kontroll- und Sanktionssystem zur Einhaltung der
entsprechenden Vorschriften als angemessen. Eine weitergehende Forderung, wonach
die Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen so angepasst werden soll,
dass auch Prinzipien aus anderen von der Schweiz nicht ratifizierten Übereinkommen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu sozialen Mindestnormen eingehalten
werden müssen, scheiterte hingegen am Ständerat. 4

RAPPORT
DATE: 31.12.2022
GIADA GIANOLA
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Rückblick auf die 51. Legislatur: Bevölkerung und Arbeit

Autorinnen: Giada Gianola, Diane Porcellana und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Die Arbeitswelt wurde in der 51. Legislatur von der Corona-Pandemie heftig
durchgeschüttelt. So mussten zu Beginn der Pandemie, als der Bundesrat Homeoffice
empfahl, in vielen Unternehmen erst neue Homeoffice-Strukturen geschaffen oder die
bestehenden Strukturen ausgeweitet werden. Von Beginn des Lockdowns bis Mitte Juni
2020 arbeitete fast jede zweite Person im Homeoffice. Zwar hatte es bereits vor der
Pandemie Bestrebungen gegeben, Homeoffice oder Telearbeit auf Bundesebene neu zu
regeln, diese erhielten in der Folge aber zusätzlichen Auftrieb. 
Erschwert wurde die Arbeit im Homeoffice während der Pandemie für viele Eltern
dadurch, dass sie durch die Aussetzung des Präsenzunterrichts an den Schulen und der
teilweisen Schliessung der Kindertagesstätten zusätzlich zu ihrer Erwerbsarbeit auch
die Betreuung ihrer Kinder sicherstellen mussten.

Die Pandemie warf aber gleichzeitig auch ein Licht auf systemrelevante Berufe, welche
üblicherweise wenig Aufmerksamkeit erhalten und vergleichsweise schlecht bezahlt
sind. Denn während der Bundesrat die Schliessung sämtlicher Läden, Märkte,
Restaurants, Bars, Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe verordnete, blieben die
Lebensmittelläden und Gesundheitseinrichtungen offen – zumal die Lebensmittel- und
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung sichergestellt werden musste. Da die Spitäler
an ihre personellen Grenzen gelangten, hob der Bundesrat zudem die Bestimmungen zu
Arbeits- und Ruhezeiten in den Spitälern temporär auf. 

Doch nicht nur im Arbeitsbereich hatte die Pandemie grosse Auswirkungen, sondern
vor allem auch in der Bevölkerungsentwicklung. Hier weist das BFS für die Über-65-
Jährigen eine beträchtliche Übersterblichkeit aufgrund der Covid-19-Pandemie auf. So
stieg die Übersterblichkeit in der ersten Welle zwischen Ende März 2020 und Mitte April
2020 sowie insbesondere in der zweiten Welle zwischen Ende Oktober 2020 und Ende
Januar 2021 deutlich an. Eine weitere Welle sieht man überdies von Mitte November
2021 bis Ende 2021. 

Mit der als Folge der Pandemie verstärkten Nutzung flexibler Arbeitsformen und der
verstärkten Digitalisierung im Arbeitsbereich wurde auch die bereits in der 50.
Legislatur aufgeworfene Frage nach einer Liberalisierung der Arbeitszeiten wieder
aktuell. Einen entsprechenden Vorschlag der WAK-SR schrieb der Ständerat jedoch
zugunsten einer Verordnungsänderung, mit der der Bundesrat eine Übereinkunft der
Sozialpartner umsetzen wollte, ab. 

Während die Corona-Pandemie grosse Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hatte,
wirkte sich die Energiekrise und die steigende Inflation vor allem auf die Reallöhne der
Beschäftigten aus: Zwar hatten die Gewerkschaften bereits in den vorangegangenen
Jahren Lohnerhöhungen für die Angestellten gefordert, diese wurden im Jahr 2022
jedoch besonders vehement vertreten, um eine Reduktion des Reallohns aufgrund der
Teuerung zu verhindern. 

Relevant war die Frage der Löhne auch bei der Revision des Entsendegesetzes, mit der
sich Bundesrat und Parlament in der 51. Legislatur befassten. Die bundesrätliche
Botschaft sah unter anderem vor, dass kantonale Mindestlöhne zukünftig auf entsandte
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer angewendet werden müssen. Diese Änderung
des Entsendegesetzes scheiterte jedoch am Widerstand des Ständerats, der darin eine
Ungleichbehandlung zwischen Arbeitnehmenden aus EFTA- und EU-Staaten sah.
Obwohl das Anliegen erfolglos blieb, wurde es vom Parlament – gemessen an der Anzahl
Wörter – in diesem Themenbereich am ausgiebigsten diskutiert. Im Jahr 2023 hiess das
Parlament jedoch eine andere Änderung des Entsendegesetzes gut, mit der eine
gesetzliche Grundlage für die Plattform zur elektronischen Kommunikation zwischen
Vollzugsorganen der flankierenden Massnahmen geschaffen werden sollte.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

RAPPORT
DATE: 17.08.2023
ANJA HEIDELBERGER
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Evolution de la population

Die ständige Wohnbevölkerung nahm erneut um 0.8 Prozent zu und erreichte einen
Stand von rund 6.673 Mio. Gemäss den Berechnungen des Bundesamtes für Statistik
(BFS) ergab sich die Zunahme wie schon im Vorjahr zu rund 40 Prozent aus einem
Geburtenüberschuss von 20'600 und zu rund 60 Prozent aus einem Wanderungsgewinn
von 32'600 Personen. Die Kantone Freiburg und Appenzell-Innerrhoden mit je +1.9
Prozent sowie Wallis mit +1.8 Prozent verzeichneten die höchste prozentuale
Zuwachsrate, während im Kanton Basel-Stadt ein Rückgang (–0.7%) festgestellt wurde.
Dies dürfte den bereits für die letzten Jahre festgestellten Trend der Bevölkerung, sich
bevorzugt in ländlichen Gegenden niederzulassen, weiterhin bestätigen.

Auch die in den vergangenen Jahren beobachtete zunehmende Überalterung
verstärkte sich weiter. Die Gruppe der Kinder und Jugendlichen bis 19 Jahre nahm um
4'500 ab. 1971 hatten die Jungen mit 1.9 Mio. noch fast einen Drittel der Bevölkerung
ausgemacht, 1989 waren es mit 1.57 Mio. weniger als ein Viertel. Die Gruppe der Rentner
legte dagegen um weitere 13'200 Personen zu: jeder siebte Einwohner der Schweiz
kann heute auf 65 oder mehr Jahre zurückblicken. Da diese Überalterung wesentliche
Auswirkungen auf die Sozialpolitik des 21. Jahrhunderts haben wird, gab der Bundesrat
im Rahmen der 10. AHV-Revision dem BFS den Auftrag, in Zusammenarbeit mit dem BA
für Sozialversicherung bis im Frühjahr 1990 einen zweiten Demographiebericht zu
erstellen und dabei – im Unterschied zum ersten Bericht von 1988 – zusätzliche
Szenarien mit pessimistischeren Annahmen über das Wirtschaftswachstum
miteinzubeziehen. 5

RAPPORT
DATE: 19.04.1989
MARIANNE BENTELI

Die fortschreitende Überalterung der Gesellschaft hatte den Bundesrat im Vorjahr
veranlasst, einen zweiten Demographiebericht mit pessimistischeren Annahmen zum
Wirtschaftswachstum erstellen zu lassen, welcher zu Beginn des Frühjahrs publiziert
wurde und in gekürzter Form Bestandteil der Botschaft zur 10. AHV-Revision war.
Allerdings liess auch diese Studie viele Fragen offen, was eine Gruppe bürgerlicher
Parlamentarier veranlasste, mit einem im Herbst eingereichten Postulat den Bundesrat
aufzufordern, den Räten sobald als möglich Bericht über seine künftige Alterspolitik zu
erstatten und dabei grundsätzliche Lösungsansätze darzustellen. Das für den
Demographiebericht federführende Bundesamt für Statistik kündigte bereits an, im
Anschluss an die Volkszählung 1990 – welche mit dem Stichdatum 4. Dezember
durchgeführt wurde – neue Szenarien der Bevölkerungsentwicklung berechnen zu
wollen. 6

POSTULAT
DATE: 19.04.1990
MARIANNE BENTELI

1990 verzeichnete die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz ihren grössten Zuwachs
der letzten zwanzig Jahre. Sie nahm um 76 000 Personen oder 1,1% auf 6,75 Mio zu,
wobei hier die ausländischen Niedergelassenen und Jahresaufenthalter mit einer
Zunahme von rund 60 000 Personen besonders stark ins Gewicht fielen. Prozentual am
meisten wuchs die Bevölkerung im Kanton Schwyz (+2,1°/o), gefolgt von Freiburg (+2%)
sowie Thurgau und Waadt (je +1,9%). Am Schluss der Rangliste befanden sich Uri
(+0,0%), Appenzell I.Rh. (+0,4%) sowie Zürich und Baselland (je +0,5%). 7

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 18.02.1991
MARIANNE BENTELI

Ein Jahr nach der Volkszählung präsentierte das Bundesamt für Statistik (BfS) die
ersten provisorischen Resultate. Am Stichtag, dem 4. Dezember 1990, betrug die
Wohnbevölkerung der Schweiz 6 873 687 Personen, 8% mehr als 1980. Damit ist die
Einwohnerzahl der Schweiz in diesem Zeitraum deutlich stärker angestiegen als jene
der anderen europäischen Länder. Im Dezennium 1970-1980 hatte die Zunahme
lediglich 1,5 % betragen. Entgegen früheren Erhebungen geht der Bevölkerungszuwachs
nur zu einem Drittel auf den Geburtenüberschuss zurück, zu zwei Dritteln wurde er
durch Zuwanderung aus dem Ausland verursacht.

Zwischen den Kantonen zeigten sich deutliche Unterschiede. Während beispielsweise
Aargau, Freiburg, Waadt, Wallis und Zug über 10% Zunahme verzeichneten, konnten Uri,
Bern, Zürich und Jura nur geringfügig zulegen. Aufgrund der
Bevölkerungsverschiebungen verlieren Bern und Zürich je einen Sitz im Nationalrat
zugunsten der Kantone Aargau und Zug. Diese Änderungen gelten, unter Vorbehalt der
definitiven Resultate, jedoch erst für die Nationalratswahlen von 1995.

Der Bevölkerungszuwachs der letzten zehn Jahre führte zu einer starken Ausdehnung

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 18.12.1991
MARIANNE BENTELI
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von kleinstädtischen Pendlerregionen rund um die Grossstädte, weshalb die
Verantwortlichen des BfS denn auch von einer "Verkleinstädterung" der Schweiz
sprachen: Gab es 1980 noch 94 Städte mit über 10 000 Einwohnern, kamen bis 1990
gleich 14 neue dazu. Verluste hinnehmen mussten vor allem Klein- und
Kleinstgemeinden mit weniger als 500 Einwohnern sowie grosse und mittlere Städte.
Das BfS machte Massenmotorisierung, hohe Bodenpreise und fehlende
Familienwohnungen in den Städten für diese deutlichen Veränderungen in der
Siedlungsstruktur verantwortlich. Aber auch die gesellschaftlichen Umwälzungen
hinterliessen ihre Spuren: Noch stärker als die Bevölkerung erhöhte sich die Zahl der
Privathaushalte, nämlich um 17% auf 2,87 Mio Einheiten; die durchschnittliche
Haushaltgrösse reduzierte sich von 2,6 auf 2,4 Personen. 8

Im Vorjahr hatten erste Ergebnisse der Volkszählung von 1990 gezeigt, dass die
Wohnbevölkerung der Schweiz zwischen 1980 und 1990 unerwartet stark um 8% auf
nahezu 6,9 Mio Personen zugenommen hat. Neu am Bevölkerungswachstum der 80er
Jahre war, dass es zu zwei Dritteln durch den Wanderungssaldo und nur zu einem
Drittel durch den Geburtenüberschuss entstand. Seit dem Beginn der Wachstumsphase
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatte immer der Geburtenüberschuss den
Hauptteil der Bevölkerungszunahme ausgemacht. Um diese Tendenzen auch im Hinblick
auf die Alterung der Bevölkerung zu analysieren, gab der Bundesrat einer
interdepartementalen Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bundesamtes für Statistik
(BFS) den Auftrag, Szenarien für die künftige Bevölkerungsentwicklung der Schweiz
auszuarbeiten.

Im Vordergrund des Interesses standen dabei die Auswirkungen eines Beitritts zum
EWR (Variante "Integration"). Weitere Hauptszenarien gingen von einem Alleingang
unter Beibehaltung der bisherigen Ausländer- und Asylpolitik ("Kontinuität") bzw. von
einem Nullwachstum der Bevölkerung ("Stabilisierung") oder einer Schliessung der
Grenzen für neue Zuwanderer (" Abgrenzung") aus. In Alternativmodellen wurden ferner
der Einfluss einer zunehmenden Geburtenhäufigkeit und einer geringer wachsenden
Lebenserwartung untersucht.

Für die nächsten Jahrzehnte wurde nach den als besonders realistisch eingestuften
Szenarien "Integration" und "Kontinuität" mit einem weiteren Bevölkerungswachstum
gerechnet. Die Einwanderung, aber auch der durch die grossen Jahrgänge der 50er und
60er Jahre verursachte höhere Geburtenüberschuss bilden die Hauptursachen dafür.
Dem Integrationsszenario zufolge dürfte die Bevölkerung bis ins Jahr 2020 auf etwa 7,5
Mio ansteigen, nach dem Kontinuitätsmodell auf 7,7 Mio. Dieser Unterschied ergab sich
daraus, dass bei einem Beitritt zum EWR mit einem mehr produktivitätsorientierten
Wirtschaftswachstum gerechnet wurde, beim Alleingang mit einem eher extensiven.
Nach beiden Szenarien wird sich der künftige Ausländeranteil an der
Gesamtbevölkerung auf rund 22% erhöhen und – bei der Variante Integration etwas
weniger deutlich als bei jener der Kontinuität – vornehmlich aus einer Zunahme bei den
Nicht-EWR-Bürgern resultieren.

Alle Szenarien sagten für die nächsten dreissig Jahre einen grundlegenden Wandel in
der Altersstruktur voraus. Die Zahl der 15- bis 40jährigen nimmt künftig kontinuierlich
ab, wobei der stärkste Rückgang bei den Jugendlichen und jungen Erwachsenen
erwartet wird. Das Bevölkerungswachstum in den kommenden Jahrzehnten erfolgt so
fast ausschliesslich bei den über 50- und vor allem bei den über 64jährigen. Es wurde
geschätzt, dass nach dem Jahr 2010 rund die Hälfte der Stimm- und Wahlberechtigten
über 50jährig sein dürften. Ebenso wird sich das zahlenmässige Verhältnis zwischen
Erwerbstätigen und Rentnern spürbar verschlechtern. Heute kommen auf 100 Personen
im erwerbstätigen Alter 24 Rentnerinnen und Rentner; im Jahre 2020 werden es
bereits 34 und im Jahre 2040 deren 44 sein. Erst nach 2035 zeichnet sich ein Rückgang
der Alterung der Bevölkerung und eine anschliessende Stabilisierung auf hohem Niveau
ab. 9

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI
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Der vor bald 20 Jahren zur Diskussion von Zukunftsfragen ins Leben gerufene
Perspektivstab der Bundesverwaltung, welcher zurzeit unter dem Vorsitz von
Bundeskanzler Couchepin steht, legte dem Bundesrat ein Diskussionspapier vor,
welches anhand der im Vorjahr entwickelten Bevölkerungszenarien des Bundesamtes
für Statistik (BFS) die Bevölkerungsentwicklung und deren volkswirtschaftliche und
ökologische Relevanz für die nächsten 10 bis 15 Jahre thematisierte. Ausgehend von den
drei Hauptmerkmalen der künftigen Bevölkerungsentwicklung der Schweiz, nämlich vom
Bevölkerungswachstum bis ins Jahr 2010 mit anschliessendem Rückgang, dem stark
beschleunigten Prozess der (Über-)Alterung der Bevölkerung sowie der zentralen Rolle,
welche die Zuwanderung von Ausländern auch in der künftigen
Bevölkerungsentwicklung spielen wird, skizzierte die Arbeitsgruppe zwei mögliche
Szenarien für die Zeit nach dem Jahr 2010. Das eine basiert auf der Stagnation und
sogar Abnahme der Erwerbstätigen bei zunehmender Zahl der über 65jährigen, das
andere auf einer altersstrukturerhaltenden Steigerung des Anteils der Ausländer auf bis
zu 40% der Wohnbevölkerung, wenn die durch den Geburtenrückgang bedingten
Lücken auf dem Arbeitsmarkt vollumfänglich durch Zuwanderung ausgeglichen würden.

Der Bericht des Perspektivstabes wollte Möglichkeiten aufzeigen, jedoch weder Ziele
definieren noch Rezepte anbieten. Das Diskussionspapier ortete vorderhand noch
einen gewissen Handlungsspielraum, zumindest solange als die
Wanderungsbewegungen zwischen Süd und Nord kontrollierbar und deshalb mittels
politischer Massnahmen beeinflussbar bleiben. Sachgerechte Lösungen bedingten aber,
dass die Schweizer Bevölkerung bereit sei, sich intensiv mit dem Fremden
auseinanderzusetzen und wirtschaftlich-technologische Neuerungen sowie ein
Umdenken der Umwelt gegenüber einzuleiten. Zunächst aber einmal müsste die
bevölkerungspolitische Problematik bewusst gemacht werden. Der Formulierung und
Vermittlung der Probleme sowie möglicher Lösungen komme deshalb eine zentrale
Rolle zu. 10

RAPPORT
DATE: 03.06.1993
MARIANNE BENTELI

In seinem Länderbericht zuhanden der Internationalen Konferenz über Bevölkerung
und Entwicklung, die 1994 in Kairo stattfinden soll, hielt der Bundesrat fest, dass auch
in der Schweiz die Notwendigkeit bestehe, Bevölkerungsfragen bewusster zu
thematisieren, der Bund aber keine koordinierte Bevölkerungspolitik verfolge und auch
keine bevölkerungspolitischen Massnahmen in Betracht ziehe. 11

RAPPORT
DATE: 30.11.1993
MARIANNE BENTELI

Die definitiven Ergebnisse der Volkszählung von 1990 zeigten das Bild einer Schweiz in
raschem gesellschaftlichem und kulturellem Wandel. In den 80er Jahren wurden 530
000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg damit um 17,1%.
Diejenige der erwerbstätigen Frauen nahm um 192 000 zu. 44,7% aller Frauen
arbeiteten teilzeitlich, während es bei den Männern nur 5,2% waren. Fast vier von fünf
Frauen waren im Dienstleistungssektor tätig, der kontinuierlich expandierte und zum
Zeitpunkt der Volkszählung 63,9% der Arbeitskräfte beschäftigte. Gegenüber 1980
schrumpfte der industrielle Sektor von 39,4% auf 31,8% der Erwerbstätigen.

Die Verstädterung der Schweiz ging rasant weiter. Hatten 1980 noch 61,6% der
Einwohner in städtischem Umfeld gewohnt, waren es 1990 bereits 68,9%. Sie lebten
verteilt auf 48 Agglomerationen und neun isolierte Städte. In den 80er Jahren
entstanden 15 neue Agglomerationen vor allem um die rasch wachsenden Kleinzentren
des Wallis, des Berner Oberlandes und des St.Galler Rheintals sowie in den Kantonen
Aargau und Thurgau. Besonders stark wuchsen die Grossagglomerationen Genf und
Lausanne.

Der Trend zu mehr und kleineren Haushalten setzte sich ungebrochen fort. Die Zahl der
Haushalte wuchs um 392 000 oder 16,0%. 1990 lebte fast in jedem dritten Haushalt
eine Person allein, mehrheitlich waren es Frauen. Die steigende Zahl von Rentnern und
das Hinausschieben der Familiengründung haben den Anteil der Paarhaushalte ohne
Kinder von 22,8 auf 26,6% ansteigen lassen. Mehr als verdoppelt hat sich die Zahl der
Konkubinatspaare. Der Anteil der Haushalte von Eltern mit Kindern ging weiter zurück
und machte noch 37,5% aus. Die Kinderzahl blieb jedoch mit 1,83 fast konstant. Der
Anteil der geschiedenen Personen erhöhte sich dagegen um ein Drittel von 3,2 auf 4,3%
der Bevölkerung.

Die stärkere Präsenz von Ausländern hat eine neue Vielfalt von Sprachen und Religionen
gebracht. Erstmals waren die Nicht-Landessprachen mit 8,9% stärker vertreten als das

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Italienische, allen voran die slawischen Sprachen — primär Serbokroatisch —, gefolgt
von Spanisch, Portugiesisch, Türkisch und Englisch. Bei den Konfessionsgruppen fällt
der starke Zuwachs der Mohammedaner auf 150 000 und der ostkirchlichen
Religionsgemeinschaften auf 72 000 Angehörige auf. 12

Die Bevölkerungzahl der Schweiz hat 1994 erstmals die Grenze von sieben Millionen
überschritten. Die ständige Wohnbevölkerung (ohne internationale Funktionäre,
Saisonniers, Kurzaufenthalter und Asylbewerber) nahm im Berichtsjahr um 56 600
Personen auf 7 021 200 zu. Die Zuwachsrate von 0,8% lag unter derjenigen der sechs
Vorjahre. Die Zunahme ergab sich zu 40% aus einem Geburtenüberschuss und zu 60%
aus einem - gegenüber 1991 allerdings um rund 50% geringeren -
Einwanderungsüberschuss. Insgesamt 13 Kantone vermeldeten einen
Bevölkerungszuwachs über dem Mittel. Voran lagen die Innerschweizer Kantone Zug
(2,0%) und Schwyz (1,8%). Überdurchschnittliche Zunahmen verzeichneten auch
Freiburg und Nidwalden (je 1,6%) sowie Thurgau und Tessin (je 1,5%). Am schwächsten
war die Wachstumsrate in Basel-Stadt (0,1%) und Bern (0,3%). 13

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 29.03.1994
MARIANNE BENTELI

Nach Bukarest 1974 und Mexico-City 1984 fand im September in Kairo die dritte von der
UNO organisierte Internationale Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung statt.
Die Schweizer Delegation, welcher neben dem stellvertretenden Chef der Direktion für
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (DEH) auch Nationalrätin Elisabeth
Caspar-Hutter (sp, SG) als Repräsentantin der Nichtregierungsorganisationen (NGO)
angehörte, wurde von Bundesrätin Ruth Dreifuss angeführt. Das offizielle Mandat des
Bundesrates für die Schweizer Delegation fusste auf der Überzeugung, dass eine
Reduktion der Bevölkerungszuwachsraten sehr stark von Bildungsmöglichkeiten für
Mädchen, vom Vorhandensein von bezahlter Arbeit für Frauen und vom Zugang zu
medizinischer Grundversorgung für alle abhängt. Die Schweizer Delegation sprach sich
für eine breite Sicht der Bevölkerungsthematik aus, welche ökologische
Gesichtspunkte ebenso einbezieht wie demographische. Sie erachtete spezifische
Massnahmen zur Geburtenregelung als unentbehrlicher Bestandteil jeder
Entwicklungspolitik, betonte aber, dies dürfe nur unter Rücksichtnahme auf die Würde
und Freiheit der Betroffenen geschehen. In der sehr kontroversen Frage der Abtreibung
unterstützte die Schweiz die Absicht, dieses Thema nicht im Konferenztextabschnitt
über die Familienplanung, sondern in jenem über die Gesundheit der Mütter und mit
deutlicher Reverenz gegenüber den nationalen Gesetzgebungen unterzubringen. 14

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 30.03.1994
MARIANNE BENTELI

Die Herausforderung einer zunehmenden Überalterung der Bevölkerung kann gemäss
verschiedenen, vom Bundesamt für Konjunkturfragen in Auftrag gegebenen Studien
kurz- und mittelfristig bewältigt werden. Voraussetzung dafür sind aber die Erhaltung
der Wettbewerbsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft, eine Gesundung der
Staatsfinanzen sowie eine Qualitätssicherung im Bildungswesen. 15

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 21.10.1994
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Konferenz beantragte Nationalrätin Bär (gp, BE), der Bundesrat
solle in einem Bericht und mit einem Zeitplan darlegen, wie er die an der Kairoer
Konferenz verabschiedeten Programme umzusetzen gedenke. Der Bundesrat war
bereit, das Postulat entgegenzunehmen, doch wurde es von Nationalrat Dreher (fps, ZH)
bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen. 16

POSTULAT
DATE: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Die Bevölkerung der Schweiz wächst weiter, aber immer schwächer. Im Berichtsjahr
nahm die Einwohnerzahl um 41 000 oder 0,6% zu, was die niedrigste Zuwachsrate seit
1986 bedeutet. Im Rekordjahr 1991 hatte der Bevölkerungsanstieg noch 1,3% betragen.
Ende Jahr lebten - Saisonniers, Kurzaufenthalter und Asylbewerber nicht mitgezählt -
7 060 400 Personen in der Schweiz. Der Bestand der Schweizerinnen und Schweizer
erhöhte sich im Berichtsjahr um 0,2% auf knapp 5,7 Millionen. Diese Zunahme ist in
erster Linie auf Einbürgerungen zurückzuführen, da die Geburten die Abwanderung bei
weitem nicht wettmachen konnten. 17

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Gemäss den vom Bundesamt für Statistik (BFS) ausgewerteten Daten der Volkszählung
von 1990 stieg die durchschnittliche Lebenserwartung der Männer in der Schweiz seit
Anfang der achtziger Jahre um 1,79 auf 74,19 Jahre. Bei den Frauen erhöhte sie sich im
gleichen Zeitraum noch deutlicher, nämlich um 1,97 auf 81,05 Jahre. Nach dem BFS
dürfte die seit jeher feststellbare Differenz zwischen der Lebenserwartung der beiden
Geschlechter jedoch in den nächsten Jahren stagnieren, wenn nicht sogar abnehmen.
Männer, die das 65. Altersjahr erreicht haben, leben im Durchschnitt noch 15,5 Jahre;
bei den Frauen liegt der Wert bei 19,7 Jahren. Das grösste Ungleichgewicht zwischen
den Sterberaten von Männern und Frauen liegt laut BFS bei der Altersgruppe der 15- bis
44jährigen. In dieser Zeit sind die Männer einem ungleich höheren Risiko ausgesetzt, an
den Folgen von Unfällen, Herzkrankheiten oder AIDS zu sterben. Das Todesrisiko von
20jährigen Männern ist dabei dreimal höher als jenes der gleichaltrigen Frauen. Der
enorme Risikounterschied zwischen Männern und Frauen betrifft zudem einen immer
grösseren Altersausschnitt. So war die Sterbewahrscheinlichkeit der jungen Männer in
der Zeit von 1988 bis 1993 doppelt so hoch wie jene der Frauen zwischen 16 und 39
Jahren; zehn Jahre zuvor erstreckte sich diese Verdoppelung erst auf die weibliche
Altersgruppe zwischen 16 und 34 Jahren.
Wie aus der Sterbetafel 1988/1993 hervorgeht, lassen sich aber auch je nach Zivilstand
sehr unterschiedliche Sterblichkeitsrisiken ermitteln. Dabei haben in der Schweiz wie
auch in zahlreichen anderen Ländern die Verheirateten die höchste
Überlebenswahrscheinlichkeit. Demgegenüber ist das Risiko bei geschiedenen und
ledigen Männern deutlich grösser. Begründet wurden diese Unterschiede mit sozialen
Ursachen, wobei die Situation bei den ledigen Männern erneut in den Zusammenhang
von Gewalt und AIDS gestellt wurde. 18

RAPPORT
DATE: 12.10.1995
MARIANNE BENTELI

Ein weiterer Bericht des BFS vertrat die Ansicht, die stetige Alterung der Bevölkerung
und das Abflachen des Bevölkerungswachstums seien zwingende Konsequenzen einer
hochtechnisierten und individualistisch orientierten Gesellschaft, welche die
Verlängerung der Lebensdauer zu einem ihrer obersten Ziele gemacht habe. Der Trend
sei in allen Staaten der nördlichen Hemisphäre sowie in Japan ähnlich. Als Nebeneffekt
der Alterung ortete der Bericht eine zunehmende "Feminisierung" der Bevölkerung, da
durch die höhere Lebenserwartung der Frauenanteil mit steigendem Alter zunimmt. Als
mögliche Folgen dieser Entwicklung nannte die Studie die Flexibilisierung der Lebens-
und Wochenarbeitszeiten, die Notwendigkeit der Reorganisation der Bildungssysteme
sowie den Wandel der Branchenstruktur in Richtung Dienstleistungsgesellschaft, da die
Arbeitsnachfrage im pflegerischen und sozialen Bereich proportional zur Alterung der
Bevölkerung zunehme. 19

RAPPORT
DATE: 30.12.1995
MARIANNE BENTELI

Gleich drei neue Publikationen zur Bevölkerungsentwicklung stellte das Bundesamt für
Statistik (BFS) im Berichtsjahr vor. Alle drei Untersuchungen bestätigten die bereits
früher festgestellten grossen demographischen Trends in der Schweiz. Im Vordergrund
stand dabei - gerade auch im Zusammenhang mit der aktuellen politischen Diskussion
um die Zukunft der Sozialwerke - die Fortsetzung der demographischen Alterung.
Gemäss BFS erfährt das Bevölkerungswachstum im laufenden Jahrzehnt den stärksten
Anstieg der nächsten 40 Jahre. Unter Einbezug der verschiedenen Einflussfaktoren, wie
z.B. die Beziehungen zu Europa, die Entwicklungen im Ausländer- und Asylbereich und
die allgemeine Wirtschaftsentwicklung, dürfte die Zahl der ständigen Einwohner in 10
bis 15 Jahren mit rund 7,5 Millionen einen Höhepunkt erreichen und anschliessend
konstant bleiben oder leicht zurückgehen. Das Bevölkerungswachstum wird fast
ausschliesslich in der Altersgruppe über 50, vor allem aber bei den über 65jährigen
erfolgen. Erst nach 2035 könnte es zu einer Stabilisierung - allerdings auf hohem Niveau
- kommen. Das BFS betonte aber, dass die Schweiz bei all dem kein extrem
überaltertes Land ist, sondern im Durchschnitt der übrigen europäischen Länder liegt,
was auf die Zuwanderung von jungen Ausländerinnen und Ausländern zurückzuführen
ist.

Die beschleunigte demographische Alterung ist eine Folge der weiteren Zunahme der
Lebenserwartung und der tiefen Geburtenhäufigkeit, mit der die Zahl der Kinder, der
Heranwachsenden und der jungen Erwachsenen sinkt. Gleichzeitig mit diesen beiden
Entwicklungen kommt auch noch die Baby-Boom-Generation ins Rentenalter.
Auswirkungen dürften sich vor allem bei den Ausgaben für die soziale Sicherung, beim
Arbeitsmarkt und bei der Bildung zeigen. Insbesondere die Zukunft der
Sozialversicherungen wie AHV, IV oder ALV hängt wegen des Umlageverfahrens
ausgeprägt von der demographischen Entwicklung ab. Die entsprechenden politischen

RAPPORT
DATE: 30.12.1996
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 23.04.24 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Diskussionen erhielten im Berichtsjahr durch die Publikation des IDA-FiSo-Berichtes
zusätzlichen Zündstoff. Die Arbeiten des BFS bestätigten die diesem Bericht
zugrundeliegenden demographischen Annahmen. Das Verhältnis von Personen im
erwerbsfähigen Alter zu Personen im Rentenalter von heute 4:1 wird sich in den
kommenden 40 Jahren auf gegen 2:1 verändern.

Massgebend für die Finanzierung der AHV ist nicht allein die Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter, sondern auch die Erwerbsquote, also wie viele Leute tatsächlich
und in welchem Umfang einer bezahlten Beschäftigung nachgehen. Dabei wird vor allem
das künftige Verhalten der Frauen eine Rolle spielen. Gemäss dem Trend der
Vergangenheit wird sich die Erwerbsneigung der Frauen sehr wahrscheinlich weiter
leicht erhöhen. Dem stehen aber längere Ausbildungszeiten und die Möglichkeiten der
Frühpensionierung gegenüber, weshalb nicht mit einer markanten Veränderung der
Erwerbsquote gerechnet wird. Entsprechend ist bis etwa 2005 nicht mit einem
demographisch bedingten Rückgang der Arbeitslosigkeit zu rechnen.

Wie bereits in früheren Szenarien dargestellt, sind es in erster Linie die zugewanderten
Ausländerinnen und Ausländer, welche die Bevölkerung der Schweiz in Vergangenheit
und Gegenwart statistisch relativ jung erhalten haben. Ihr Durchschnittsalter liegt
sieben Jahre unter dem der Schweizerinnen und Schweizer. Allerdings wird nicht damit
gerechnet, dass die Einwanderung die demographische Alterung weiterhin massgebend
abschwächen wird. Das BFS erwartet, dass der Ausländeranteil zwar noch auf 22%
zunehmen, anschliessend aber konstant bleiben wird. Dabei dürfte nach Ansicht des
BFS das Wachstum der ausländischen Wohnbevölkerung grösstenteils bei den Nicht-
EU-Bürgern erfolgen, wie dies schon aufgrund der Volkszählung von 1990 festzustellen
war. Insofern spielt im demographischen Bereich auch die Integrationsfrage eine
untergeordnete Rolle. Diese Aussage wird gestützt durch die Erfahrungen anderer
Staaten, bei denen ein EU-Beitritt den Ausländeranteil kaum verändert hat. Vielmehr
muss davon ausgegangen werden, dass sich die Migrationsströme globalisiert haben. 20

Die Bevölkerung in der Schweiz ist seit rund 20 Jahren nie mehr so minim gewachsen
wie im Berichtsjahr. 1997 nahm die ständige Wohnbevölkerung um 12 000 Personen
bzw. 0,2% auf 7 093 500 zu. Das ist die kleinste Zuwachsrate seit 1978, als ein
Wachstum von 0,1% beobachtet wurde. 1 372 000 waren Ausländerinnen und Ausländer
mit festem Wohnsitz in der Schweiz. Mit einem Zuwachs von ebenfalls 0,2% blieb ihr
Anteil an der Wohnbevölkerung stabil. 21

RAPPORT
DATE: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Wie die Statistik 1997 des Schweizer Städteverbandes anhand der Daten von 133
Gemeinden für die Jahre 1991 bis 1996 zeigte, war Bern jene der fünf Städte mit mehr
als 100 000 Einwohnern, die in diesem Zeitraum am meisten Einwohner einbüsste (-
3,7%). Die Einwohnerzahl Lausannes ging um 3% zurück, jene von Basel und Zürich um
weniger als 1%. Als einzige der Grossstädte konnte Genf einen Zuwachs verzeichnen
(1,3%).

Genf hatte auch die höchste Einwohnerdichte (120 Einwohner pro Hektare ohne
Flussläufe und Wälder), Bern dagegen den tiefsten Durchschnittswert mit 39 Einwohner
pro Hektare. Weiter schwang Genf beim Ausländeranteil oben aus mit 43
Ausländerinnen und Ausländer auf 100 Einwohner (ohne Saisonniers) und wurde
gesamtschweizerisch nur noch von Renens (VD) mit 44,4% übertroffen. Solothurn und
Riehen (BS) verzeichneten den höchsten Anteil Rentnerinnen und Rentner mit 21% bzw.
20,9%. Gleich dahinter folgten Luzern und Bern mit ebenfalls mehr als 20%
Seniorinnen und Senioren. Bei den Gemeinden mit der höchsten Zahl von unter
20jährigen stand Brig-Gils (VS) an der Spitze. 22

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Genf wurde neu die zweitgrösste Stadt der Schweiz nach Zürich und löste damit Basel
ab, das sich mit dem dritten Rang zufrieden geben muss. 1997 verzeichneten gemäss
Bundesamt für Statistik alle Städte mit mehr als 50 000 Einwohner einen
Bevölkerungsrückgang. Einzig Genf legte um 0,1% zu. 23

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 17.08.1998
MARIANNE BENTELI
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Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz nahm 1998 um rund 18 200 Personen zu
und erreichte Ende Jahr den Stand von 7 114 600. Die Zuwachsrate von 0,3% ist nur
wenig grösser als diejenige von 1997 (0,2%) und gleich hoch wie jene von 1996. Sie liegt
erneut deutlich unter dem Anstieg von mehr als einem Prozent zu Beginn der neunziger
Jahre. Die Zunahme der gesamten Bevölkerung ergab sich aus dem
Geburtenüberschuss von 17 200 (1997: 17 700) sowie einem Einwanderungsüberschuss
von 700 (1997: -2600). Mit rund 19% blieb der Ausländeranteil relativ stabil. Die Zahl der
Schweizerinnen und Schweizer nahm um 11 000 (0,2%) zu, aber ausschliesslich wegen
Bürgerrechtswechseln.

In zwölf Kantonen stieg die Bevölkerung überdurchschnittlich an, namentlich in Zug
(+1,6%) sowie in Nidwalden und Freiburg (je +1%). Sieben Kantone mussten erneut einen
Bevölkerungsschwund hinnehmen. Am stärksten traf es Basel-Stadt (-1,2%) vor Glarus (-
0,8%) und Uri (-0,3%). Rund 38,4% der Gesamtbevölkerung wohnten in den Kantonen
Zürich, Bern und Waadt.

Nach Geschlecht aufgeteilt, zählte die Schweiz rund 3,5 Mio Männer und 3,6 Mio
Frauen. Nach Alter waren knapp 1,7 Mio bis 19jährig, 2,1 Mio zwischen 20- und 39jährig,
2,3 Mio zwischen 40- und 64-jährig, rund 800 000 zwischen 65- und 79jährig und
281 500 über 80jährig. Bei diesen ältesten Menschen waren zwei von drei Frauen, doch
nahm die Zahl der über 80-jährigen Männer in den letzten Jahren im Gegensatz zu
jener der Frauen leicht zu. 24

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz erhöhte sich 1999 um rund 36 900
Einheiten und erreichte Ende Jahr den Stand von 7 160 400 Einwohnerinnen und
Einwohner. Gegenüber dem Vorjahr stieg die Zuwachsrate von 0,4% auf 0,5%. Das
Wachstum ergab sich aus dem Geburtenüberschuss von 13 500 und dem
Einwanderungsüberschuss von 23 400 Personen. An der Spitze der Zunahme standen
die Kantone Zug (+1,5%), Schwyz (+1,2%) und Freiburg (+0,9%). Drei Kantone wiesen
einen Bevölkerungsrückgang auf: Basel-Stadt (-1,2%), Uri (-0,3%) und Jura (-0,2%). Die
Zahl der Schweizerinnen und Schweizer erhöhte sich um 16 100 Personen (0,3%); diese
Zunahme war ausschliesslich auf den Erwerb des Bügerrechts zurückzuführen. 25

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.12.1999
MARIANNE BENTELI

Wie erst jetzt bekannt wurde, verzeichnete die schweizerische Bevölkerung 1998 zum
ersten Mal seit 1871, dem Beginn der offiziellen Statistik der Geburten und Todesfälle,
und mit Ausnahme des Jahres 1918, als die Spanische Grippe umging, mehr Todesfälle
als Geburten. Der Geburtenrückgang beruht einerseits auf einer geringen
Nachkommenschaft (1,3 Kinder) der Schweizerinnen, andererseits auf der Abnahme der
Anzahl Frauen im gebärfähigen Alter. 26
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Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz erhöhte sich 1999 um 40'900 auf 7'164'400
Personen. Die Zuwachsrate stieg von 0,4% im Vorjahr auf 0,6%. 68% wohnten in
Gemeinden, die 1990 über 10'000 Einwohner hatten, ein Drittel der Bevölkerung in den
Agglomerationen der fünf Grosstädte Zürich, Basel, Genf, Bern und Lausanne. Erstmals
seit Beginn der Statistik des jährlichen Bevölkerungsstandes von 1981 überholte das
Wachstum der städtischen Gebiete (+0,6%) jenes der ländlichen Regionen (+0,5%). 13
Kantone wiesen Zuwachsraten über dem Schweizer Mittel auf, so Schwyz (+1,4%), Zug
(+1,3%) und Genf (+1,0%). Sechs Kantone verzeichneten einen Rückgang: am meisten
Basel-Stadt (-1,1%), Uri (-0,4%) und Jura (-0,3%). Seit 1990 sind Zug (+15,8%), Schwyz
(+15,5%) und Freiburg (+13,4%) am stärksten gewachsen. 27
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2001 nahm die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz um rund 54'500 Personen zu
(2000: 39'600) und erreichte Ende Jahr den Stand von 7'258'500. Die Zuwachsrate von
0,8% war leicht höher als im Vorjahr (0,6%). Die Zunahme ergab sich aus einem
Geburtenüberschuss von 13'000 und einem Einwanderungsüberschuss von 41'500
Personen. Die Zahl der Schweizerinnen und Schweizer erhöhte sich um 19'700
Personen (+0,3%, Vorjahr +0,4%), was erneut ausschliesslich auf den Erwerb des
Schweizer Bürgerrechts zurückzuführen war.
Die detaillierten Zahlen des BFS für 2000 zeigten, dass sich der Trend zu stärkerem
Bevölkerungswachstum in den städtischen Gebieten (+0,7%) fortgesetzt hatte. Die fünf
Grossagglomerationen (Zürich, Basel, Genf, Bern und Lausanne) verzeichneten eine
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Zunahme von 0,8%, die ländlichen Gebiete legten nur 0,3% zu. Elf Kantone wiesen
überdurchschnittliche Zuwachsraten auf; an der Spitze befanden sich Zug (+1,7%),
Schwyz (+1,5%) und Genf (+1,4%). Sechs Kantone mussten einen Bevölkerungsrückgang
hinnehmen: am stärksten der Kanton Uri mit -0,7%, gefolgt von Basel-Stadt, Glarus und
Appenzell Ausserrhoden (je -0,4%). Im Zeitraum 1990-2000 wuchsen die Kantone Zug
(+17,7%), Schwyz (+17,2%) und Freiburg (+14,4%) prozentual am meisten.
Seit 1984 veröffentlicht das Bundesamt für Statistik (BFS) periodisch
Bevölkerungsszenarien für die kommenden Jahrzehnte. Die neuesten publizierten
Schätzungen stützten im Wesentlichen die früher errechneten Tendenzen. In einem
stabilen sozioökonomischen und politischen Kontext dürfte die Zahl der in der Schweiz
wohnhaften Personen in den nächsten 30 Jahren noch leicht zunehmen, um dann bis
2060 unter den heutigen Stand zu sinken. Als grösste Herausforderung bestätigte sich
das Problem der zunehmenden Alterung der Bevölkerung und des Rückgangs des Anteils
erwerbstätiger Personen ab dem Jahr 2015. Gemäss den Erwartungen des BFS steigt die
Zahl der über 65-Jährigen bis ins Jahr 2060 von heute 14% auf 24% an. Auf Grund der
demographischen Faktoren (Alterung und geringe Geburtenrate) nimmt der Anteil der
Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung ab und verringert sich von heute 4 Mio auf
3,7 Mio. 100 Erwerbspersonen schweizerischer Nationalität stehen im Jahr 2060 63
Personen gegenüber, die älter als 65 Jahre sind, während es heute erst 36 sind. Als
mögliche Lösungen erwähnte das BFS Massnahmen zur Sicherung des
Erwerbspersonenpotenzials (späterer Altersrücktritt und stärkerer Einbezug der
Frauen) sowie eine offene Migrationspolitik. 28

Gemäss den ersten Zahlen der Volkszählung 2000 lebten am Stichtag (1. Dezember)
7,28 Mio Personen in der Schweiz. Mit einem Zuwachs von 5,9% gegenüber 1990 war
das Bevölkerungswachstum zwar etwas schwächer als zwischen 1980 und 1990, aber
stärker als in den meisten umliegenden Ländern. Mit Ausnahme von Basel-Stadt und
Glarus nahm die Bevölkerung in allen Kantonen zu, am stärksten in Zug, Schwyz,
Nidwalden, Freiburg und Obwalden (zwischen 11,9 und 17,2%). Unter dem Landesmittel
lag der Zuwachs in den Kantonen Uri, Bern, Neuenburg, Appenzell Ausserrhoden und
Jura (zwischen 1,4 und 2,9%). Gemäss BFS war die räumliche Verteilung des
Bevölkerungswachstums die homogenste seit der ersten Erhebung im Jahr 1850.
Unterschiede waren aber dennoch auszumachen. So zeigte sich vor allem im östlichen
Landesteil (Zürich, Ost- und Zentralschweiz), im Genferseeraum und im Tessin viel
Dynamik in der Bevölkerungsentwicklung. Insgesamt legten vor allem der äussere
Agglomerationsgürtel sowie städtische Gebiete des Voralpenraums zu. Verantwortlich
für das Wachstum der Gesamtbevölkerung war einerseits der Geburtenüberschuss
(Nachwuchs der Babyboom-Generation der 60-er Jahre), andererseits der
Einwanderungsüberschuss, insbesondere aus den Staaten des ehemaligen
Jugoslawiens.
2002 nahm die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz um 59'700 Personen auf
7'320'900 zu. Mit 0,8% blieb das Wachstum gegenüber dem Vorjahr unverändert. Die
Zunahme ergab sich aus einem Geburtenüberschuss von 11'000 und einem
Einwanderungsüberschuss von 48'700 Personen. Dieser war hauptsächlich auf das
Inkrafttreten der bilateralen Abkommen mit der EU am 1. Juni und der damit
verbundenen Abschaffung des Saisonnierstatuts zurückzuführen. Dadurch wurden
vermehrt Jahresbewilligungen erteilt. Die ständige ausländische Bevölkerung (ohne
internationale Funktionäre, Asylbewerber und Stagiaires) stieg um 28'200 auf 1'486'000
Personen (+ 1,9%). Die Zahl der Schweizerinnen und Schweizer nahm um 31'500 (+ 0,5%)
zu. Dieser Zuwachs war ausschliesslich auf den Erwerb des Schweizer Bürgerrechts
zurückzuführen. 36'500 in der Schweiz lebende Personen mit ausländischem Pass
wurden eingebürgert.
Das Bundesamt für Statistik (BFS) legte erstmals eine Publikation vor, die alle relevanten
Daten zur Bevölkerungsentwicklung vereint. Im Textteil werden die wichtigsten Aspekte
der demografischen Situation erläutert und mit ausgewählten Grafiken illustriert. Im
Anhang finden sich 16 Übersichtstabellen, welche die Eckdaten seit 1970 aufzeigen. 29
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Die ständige Schweizer Wohnbevölkerung wuchs 2003 gemäss den Berechnungen des
Bundesamtes für Statistik (BFS) um rund 50'000 Menschen auf insgesamt 7'364'100
Personen. Das entspricht einer Zuwachsrate von 0,7% (2002: 0,8%). Obwohl der
Immigrationsüberschuss im Vorjahresvergleich um 12% zurückging, blieben die
Einwanderer hauptverantwortlich für das Bevölkerungswachstum. Ihre Zahl überstieg
jene der Ausgewanderer um 43'000, womit sie vier Fünftel der gesamten Zunahme
ausmachten. Dementsprechend war auch die Wachstumsrate der ausländischen
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Bevölkerung mit 1,6% mehr als doppelt so hoch wie jene der Gesamtbevölkerung. Die
Zahl der Schweizer Staatsangehörigen nahm demgegenüber lediglich um 0,5% zu. Wie
immer seit 1993 resultierte dieses Plus ausschliesslich aus Einbürgerungen (35'400). Am
stärksten war das Wachstum in der Genferseeregion (1,3%), bei dem die Kantone Genf,
Waadt, Freiburg, Wallis und Schwyz die Rangliste anführten. Einen geringen Rückgang
mussten die Kantone Uri, Basel-Stadt, Appenzell Ausserrhoden und Jura hinnehmen.

Aus den Resultaten der Volkszählung 2000 ging hervor, dass die Entwicklung der
Schweizer Wohnbevölkerung im vergangenen Jahrzehnt von zunehmender Alterung,
mehr Scheidungen und weniger Heiraten geprägt war. Das Bevölkerungswachstum war
über die verschiedenen Altersgruppen sehr ungleich verteilt. Am stärksten nahm die
Gruppe der über 80-Jährigen mit einem Plus von 17,4% zu. Insgesamt 787 Menschen
waren mehr als 100 Jahre alt; diese Zahl hat sich gegenüber der Volkszählung von 1990
mehr als verdoppelt. Zwei Altersgruppen nahmen zwischen 1990 und 2000 ab: Die Zahl
der Kinder unter sechs Jahren ging um 1,1% zurück, jene der jungen Erwachsenen
zwischen 18 und 29 Jahren sogar um 17,6%. Der starke Rückgang bei den jungen
Erwachsenen liegt laut BFS einerseits bei den geringen Kinderzahlen der 68er
Generation und andererseits beim Rekrutierungsstopp für ausländische Arbeitskräfte in
den 90er Jahren. Der Altersquotient – die Zahl der über 64-Jährigen im Verhältnis zu
den 20- bis 64-Jährigen – nahm seit 1990 von 23 auf 24,8% zu.

Gewachsen ist auch die Zahl der Ledigen und der Geschiedenen. Im Alter von 30 Jahren
waren 46,1% der Bevölkerung noch unverheiratet; 1990 waren es nur 33,5% gewesen.
Die Zahl der Geschiedenen stieg im vergangenen Jahrzehnt um 38%. Im Alter zwischen
48 und 58 Jahren war fast jeder Achte geschieden. Einen starken Einfluss auf Heirat
und Scheidung haben laut BFS Geschlecht und Nationalität. Die Männer heiraten im
Durchschnitt drei Jahre später als die Frauen und bleiben häufiger ledig. Mit 50 Jahren
sind 11% der Männer ledig, aber nur 9,1% der Frauen. Diese werden aber in der Regel
früher im Lebenslauf von Scheidungen betroffen und bleiben auch häufiger als Männer
dauerhaft geschieden. Auffällig ist laut BFS, dass sich bei den ausländischen
Staatsangehörigen wesentlich traditionellere Familien- und Partnerschaftsformen
finden.

Die Auswertung der Ergebnisse nach Familienformen ergab, dass zwischen 1990 und
2000 wie in den vorherigen Jahrzehnten die Zahl der Privathaushalte (Haushalte ohne
Heime oder ähnliche Institutionen) landesweit nochmals stärker zugenommen hat als
die Wohnbevölkerung, nämlich um 9,6% auf 3.12 Mio.; im gleichen Zeitraum wuchs die
Wohnbevölkerung lediglich um 6,0%. Ein eigentlicher Boom von neuen Privathaushalten
war in der Innerschweiz feststellbar, wobei dieser fast ausschliesslich durch die
Zunahme der kleinen und kleinsten Haushalte verursacht wurde. Die grössten
Zunahmen wurden in Zug (+26,6%), Schwyz (+24,5%) sowie Ob- und Nidwalden (je rund
+23%) registriert. Gesamtschweizerisch ist der Trend zu kleinen Haushalten
ungebrochen. Dies zeigte sich insbesondere am Anteil der Einpersonenhaushalte.
Machten diese im Jahre 1960 noch 14,2% der privaten Haushalte aus, so waren es 2000
bereits 36,0%. Die Tendenz zu kleinen Haushalten ist besonders ausgeprägt in den
urbanen Kantonen und Gemeinden der Schweiz. Die höchsten Anteile an
Einpersonenhaushalten fanden sich wie bereits 1990 in den Kantonen Basel-Stadt (wo
mittlerweile jeder zweite Haushalt von einem Single bewohnt wird) sowie Genf und
Zürich, wo zwei von fünf Haushalten Einpersonenhaushalte sind. 30

Ende 2004 umfasste die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz 7'418'400
Einwohnerinnen und Einwohner. Den provisorischen Angaben des Bundesamtes für
Statistik (BFS) zufolge bedeutet dies einen Anstieg um rund 54'200 Personen oder
+0,7% gegenüber 2003. Diese Zunahme ist mit jener des Vorjahres fast identisch. In
dieser Zahl sind die schweizerischen Staatsangehörigen, die Ausländerinnen und
Ausländer mit einer Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilligung, die Inhaberinnen und
Inhaber einer Kurzaufenthaltsbewilligung, die für einen Mindestaufenthalt in der
Schweiz von 12 Monaten berechtigt, sowie die internationalen Funktionärinnen und
Funktionäre enthalten. Ausgeklammert sind die Kurzaufenthalter mit einer Bewilligung
für weniger als ein Jahr (Ende 2004: 59'400 Personen) sowie die Personen im
Asylbereich (Ende 2004: 55'100 Personen). Die Zunahme der ständigen
Wohnbevölkerung im Jahr 2004 ist auf einen Geburtenüberschuss (Geburten abzüglich
Todesfälle) von 12'500 Personen sowie auf einen Einwanderungsüberschuss
(Einwanderungen abzüglich Auswanderungen) von 41'700 Personen zurückzuführen.
Die Zahl der Geburten stieg 2004 gegenüber dem Vorjahr leicht an, insgesamt wurden
73'100 Kinder geboren, 1'200 mehr als im Jahr 2003. Gemäss BFS bleibt damit die
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gegenüber den 1990er Jahren massiv gesunkene Geburtenzahl seit vier Jahren
weitgehend stabil. Die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau beträgt derzeit rund 1,4
wobei dieses Mittel für Ausländerinnen bei 1,9 Kindern liegt und für Schweizerinnen bei
weniger als 1,3. Jedes siebte Kind wird dabei gemäss BFS ausserhalb der Ehe geboren.
Ihr erstes Kind bekommen die Frauen in der Schweiz durchschnittlich mit 29,3 Jahren,
womit der Trend, das Kinderkriegen wie auch das Heiraten zeitlich aufzuschieben,
weiter anhält.
Zurückgegangen sind 2004 dagegen die Todesfälle, und zwar gegenüber dem Vorjahr
um 2900 auf insgesamt 60'200. Das BFS begründet den Rückgang mit dem Ausbleiben
einer Hitzewelle, wie sie 2003 vielen älteren Menschen zu schaffen gemacht hatte.
Wiederum zugenommen hat dadurch auch die Lebenserwartung, für Männer und für
Frauen um je etwa ein halbes Jahr. Die durchschnittliche Lebenserwartung lag 2004 für
einen neugeborenen Knaben bei 78,6 Jahren, für ein neugeborenes Mädchen bei 83,7
Jahren. Der Unterschied zwischen den Geschlechtern verringert sich dabei leicht, aber
stetig.
Insgesamt 39'500 Paare gaben sich im Jahr 2004 in der Schweiz das Ja-Wort. Das sind
gemäss BFS etwas weniger als im Vorjahr (40'100). Umgekehrt stieg die Scheidungsrate
weiter an. So wurden 2004 insgesamt 17'900 Ehen geschieden, das sind 1'100
Scheidungen mehr als im Vorjahr. Die Scheidungsrate erreichte neu die 44%-Marke. 31

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres
7'459'100 Personen. Den definitiven Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS)
zufolge bedeutete dies einen Anstieg um rund 44'000 Personen oder 0,6% gegenüber
2004. Damit fiel die Zunahme etwas geringer aus als in den drei Vorjahren. Nicht in
dieser Zahl enthalten sind die Kurzaufenthalter mit einer Bewilligung für weniger als ein
Jahr sowie die Personen im Asylbereich. Der Hauptfaktor für das
Bevölkerungswachstum war wie in den Vorjahren die Immigration. Der
Einwanderungsüberschuss (Einwanderungen abzüglich Auswanderungen) betrug 36'200
Personen, der Geburtenüberschuss (Geburten abzüglich Todesfälle) trug mit 11'800
Personen zu einem Viertel an das Bevölkerungswachstum bei. Der
Einwanderungsüberschuss war jedoch deutlich tiefer als 2004; er ging ausschliesslich
auf das Konto der ausländischen Bevölkerung, während mehr schweizerische
Staatsangehörige auswanderten als in die Schweiz zurückkehrten (+44'700 ausländische
Staatsangehörige gegenüber -8'500 schweizerischen). 32

ÉTUDES / STATISTIQUES
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Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres
erstmals über 7.5 Millionen Personen (7'508'700). Den Angaben des BFS zufolge
bedeutete dies einen Anstieg um 49'600 Personen gegenüber dem Vorjahr, was einer
Steigerung um 0,7% entspricht und damit vergleichbar ist mit dem Wachstum, das seit
2000 jährlich registriert wurde. Nicht in dieser Zahl enthalten sind die Kurzaufenthalter
(69'200) mit einer Bewilligung für weniger als einem Jahr sowie die Personen im
Asylprozess (44'900). Die Zunahme war auf einen Geburtenüberschuss von 13'100
Personen (73'400 Geburten abzüglich 60'300 Todesfälle) sowie auf einen
Einwanderungsüberschuss von 39'400 Personen (127'600 Einwanderungen abzüglich
88'200 Auswanderungen) zurückzuführen. Sowohl der Geburten- als auch der
Einwanderungsüberschuss waren 2006 grösser als 2005. Im Vergleich zu 2005 nahmen
die Ein- und Auswanderungen zu, und zwar sowohl bei den ausländischen Personen als
auch bei den Schweizer Staatsangehörigen. Es kamen 8,2% mehr ausländische
Personen und 6,4% mehr Schweizer Staatsangehörige in die Schweiz. Die
Auswanderungen nahmen bei den Ausländerinnen und Ausländern um 6,1% zu, bei den
Schweizerinnen und Schweizern um 10,2% resp. 10'100 Personen. Seit 2001 (-1400) wird
der Auswanderungsüberschuss der Schweizerinnen und Schweizer immer markanter.
2006 lag das Bevölkerungswachstum in neun Kantonen über dem
gesamtschweizerischen Durchschnitt. Die Kantone mit dem grössten Wachstum waren
Freiburg (+1,7%), Obwalden (+1,5%), Waadt (+1,2%), Wallis, Aargau und Schwyz (je +1,0%),
Zürich (+0,9%), Tessin und Luzern (je +0,8%). Demgegenüber mussten vier Kantone
einen Bevölkerungsrückgang hinnehmen: Uri und Basel-Stadt (je -0,4%), Glarus (-0,2%)
und Appenzell Ausserrhoden (-0,1%). Die städtischen Gebiete wiesen ein leicht
stärkeres Bevölkerungswachstum auf als die ländlichen Gebiete (0,7% gegenüber 0,5%),
was im Mittel der letzten Jahre liegt. Beinahe drei Viertel der Bevölkerung (73% bzw.
5'508'400 Personen) lebten in städtischen Gebieten.
Gemäss dem neuen Referenzszenario des Bundesamtes für Statistik (BFS) wird sich die
ständige Wohnbevölkerung der Schweiz von 7.4 Mio. Anfang 2005 auf 8.2 Mio. im Jahr
2036 erhöhen und dann leicht auf 8.1 Mio. im Jahr 2050 sinken. In derselben
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Zeitspanne wird die Zahl der über 64-Jährigen um über 90% zunehmen, während die
Zahl der 20- bis 64-Jährigen um 4% und jene der 0- bis 19-Jährigen um 15% abnehmen
wird. Die Erwerbsbevölkerung wird von 4.2 Mio Anfang 2005 auf 4.5 Mio im Jahr 2018
steigen, um dann bis Ende 2050 auf einen Stand von 4.1 Millionen zurück zu gehen. 33

2007 stieg die Bevölkerungszahl der Schweiz um 1,1% auf 7'592'400 Personen (nicht
enthalten sind darin internationale Funktionäre, Ausländer mit einem Aufenthaltsstatus
von weniger als einem Jahr und Asylsuchende mit laufendem Verfahren). Dies bedeutet
die grösste Zunahme seit Beginn der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts. Über 80%
des Wachstums waren erneut auf die Immigration zurück zu führen, 20% gingen auf das
Konto eines Geburtenüberschusses. Die „Überalterung“ der Bevölkerung prägte sich
weiter aus: Die Personen über 65 Jahre stellten 16,4% der Gesamtbevölkerung
(gegenüber 15,4% im Jahr 2000), die Jugendlichen unter 20 Jahren noch 21,5% (2000:
23,1%). Neben dem Rückgang der Geburtenrate und der höheren Lebenserwartung ist
dafür wesentlich der Übergang ins Rentenalter der „Baby-Boom“-Generation
verantwortlich. Sieben Kantone (FR +2,2%, ZH +1,8%, ZG +1,75%, SZ +1,6%, VS +1,5%, VD
+1,5% und TI +1,2%) registrierten eine Bevölkerungszunahme über dem Landesmittel;
einzig im Kanton Uri ging die Bevölkerung zurück (um -0,1%). Während des
Berichtsjahres wurden 40'100 Ehen geschlossen und 19'700 Scheidungen
ausgesprochen. Zudem wurden rund 2'000 registrierte gleichgeschlechtliche
Partnerschaften eingegangen, in 70% der Fälle von Männern. 34
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Ende 2008 zählte die Schweiz 7'701'900 Einwohnerinnen und Einwohner, 108'400
Personen mehr als im Vorjahr. Dies ist die stärkste Zunahme seit 1963, liegt aber unter
jener von 1961-1963, die dank eines hohen Einwanderungssaldos und eines gleichzeitig
deutlichen Geburtenüberschusses erzielt wurde. Seit 1999 ist das Wachstum in erster
Linie auf den Wanderungssaldo (Einwanderung minus Auswanderung) zurückzuführen.
Im europäischen Vergleich gehört die Schweiz gemessen am Bevölkerungswachstum zu
den dynamischsten Ländern. Nur gerade zwei Staaten wiesen 2008 ein stärkeres
Wachstum als die Schweiz (+1,4%) auf: Luxemburg (+2,0%) und Irland (+1,5%). In den
städtischen Gebieten war das Bevölkerungswachstum grösser (+1,6% gegenüber dem
Vorjahr) als in den ländlichen Gegenden (+1,0%). Der Zuwachs lag in den Kantonen
Waadt (+2,4%), Freiburg (+2,0%), Zürich und Schwyz (je +1,9%), Genf (+1,8%), Aargau
(+1,7%), Wallis (+1,6%) sowie Thurgau (+1,5%) über dem gesamtschweizerischen
Durchschnitt. Kein Kanton musste einen Bevölkerungsrückgang hinnehmen, wobei das
geringste Wachstum in den Kantonen Jura (+0,4%), Appenzell Innerrhoden und Uri (je
+0,5%) beobachtet wurde. 35
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Die Schweiz zählte Ende 2009 7'783'000 Einwohnerinnen und Einwohner und damit
81'200 mehr als im Vorjahr. Dies entspricht einem Wachstum von 1,1% gegenüber dem
Vorjahr. Damit hat sich die Zunahme der ständigen Wohnbevölkerung gegenüber dem
Rekordjahr 2008 leicht abgeschwächt und bewegt sich auf dem Niveau von 2007.
Sämtliche Kantone verzeichneten 2009 ein Bevölkerungswachstum wobei dieses in den
Kantonen Waadt (+1,9%), Freiburg (+1,8%), Obwalden (+1,6%) sowie Zürich und Aargau
(+1,4%) über dem Durschnitt lag und in den Kantonen Appenzell Innerrhoden und Jura
die Bevölkerung am geringsten anstieg (+0,1%).
Verantwortlich für das erneute Wachstum waren zum einen ein Geburtenüberschuss
(Geburten abzüglich Todesfälle) von 15'600 Personen sowie der Wanderungssaldo
(Einwanderungen abzüglich Abwanderungen) und der Statuswechsel von 65'000
Personen auf der anderen Seite.
Laut den aktualisierten Szenarien der Bevölkerungsentwicklung des Bundesamts für
Statistik wird die Bevölkerung der Schweiz bis 2030 auf 8,36 Mio anwachsen, danach
wird die Zahl zurückgehen. Alle Kantone ausser Basel-Stadt, Glarus und Uri werden bis
2030 wachsen, am stärksten der Kanton Zug mit einer Zunahme von 19%. Ein starkes
Wachstum wird auch für die Kantone Freiburg, Appenzell Innerrhoden, Nidwalden und
Schwyz vorausgesagt (zwischen 14-18%). In absoluten Zahlen wird der Kanton Zürich am
stärksten wachsen und zwar um 150'000 Personen auf rund 1,5 Mio Menschen. Dahinter
folgen die Kantone Waadt (+ 88'000) und Aargau (+64'000). In allen Kantonen altert die
Bevölkerung laut der Statistik stark. Einzig in den städtischen Kantonen (Genf, Waadt,
Zug) bremst die nationale und internationale Migration, geprägt von der Zuwanderung
junger Erwachsener und der Abwanderung älterer Personen, die Alterung leicht.

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2009
NATHALIE GIGER
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Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug Ende 2010 7'866'500
Einwohnerinnen und Einwohner und damit 80'700 mehr als im Vorjahr. Diese Zunahme
um 1% ist vergleichbar mit jener der Jahre 2009 und 2007, fällt aber geringer aus als im
Rekordjahr 2008 (+1,4%). Verantwortlich für das erneute Wachstum war ein
Geburtenüberschuss (Geburten abzüglich Todesfälle) von 17'500 Personen, womit
gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme um 10,7% verzeichnet wurde. Besonders in den
Kantonen Appenzell Ausserrhoden (+11,6%), Aargau (+8,5%), Basel-Stadt (+8,0%) und
Wallis (+7,3%) wurde eine Zunahme an Geburten verzeichnet.
Während des Berichtjahres wurden 42'800 Ehen geschlossen, was einer Zunahme um
2,1% gegenüber dem Vorjahr entspricht und vor allem auf eine grössere Zahl an
Eheschliessungen zwischen Schweizerinnen und Schweizern zurückzuführen ist. Die
Zahl der neu eingetragenen Partnerschaften hat sich seit der Einführung des
Partnerschaftsgesetzes 2007 laufend verringert, im Jahr 2010 lag die Zahl bei 700 (-17%
im Vergleich zum Vorjahr).
Die Bevölkerung der Schweiz dürfte nach den neuesten Schätzungen des BFS auf 9 Mio.
im Jahr 2060 anwachsen. Ein mittleres Szenario, das mit gleichbleibenden Trends bei
der Einwanderung, den Geburtenraten und der Lebenserwartung rechnet, sieht ein
Bevölkerungswachstum bis 2055 vor; danach wird von einer Stabilisierung der
Bevölkerungszahlen ausgegangen. Dies würde einem durchschnittlichen Wachstum von
0,3% pro Jahr entsprechen.
Während speziell die Annahmen zum internationalen Wanderungssaldo noch sehr
unsicher sind, gelten die Angaben zur Altersstruktur als relativ gesichert: Das BFS geht
davon aus, dass der Anteil der Personen über 65 Jahren bis 2060 stark ansteigen wird,
von gegenwärtig 17% auf 28% im Jahr 2060. Damit rechnen die Statistiker mit nahezu
einer Verdoppelung der Anzahl Senioren im Verhältnis zu den Erwerbstätigen innerhalb
der nächsten 50 Jahre.

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

L’Association Ecologie et Population (Ecopop) a lancé en mai l’initiative populaire
«Halte à la surpopulation, pour la préservation durable des ressources naturelles».
Le texte contient entre autres deux exigences concrètes. D’une part, l’initiative stipule
que la croissance de la population résidente, provoquée par l’immigration, se limite à
0,2% sur une moyenne de trois ans. D’autre part, elle prévoit l’attribution de 10% des
fonds de l’aide suisse au développement à des projets d’informations sur le planning
familial.

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 03.05.2011
LAURENT BERNHARD

La croissance démographique s’est poursuivie en Suisse en 2011. A la fin de l’année
2011, la population résidente permanente s’élevait à 7'952'600 habitants, soit un
accroissement de 82'400 personnes par rapport à 2010. Cette hausse de 1,0% se situe
au même niveau que lors des deux années précédentes. La population résidante
permanente a augmenté dans la plupart des cantons. Les hausses les plus importantes
ont été enregistrées dans les cantons de Fribourg (+2,2%), Vaud (+1,8%), Zoug (+1,7%),
Glaris (+1,6%), Thurgovie et Zurich (+1,4% chacun), Valais (+1,3%), Lucerne et Argovie
(+1,1% chacun) et Schaffhouse (+1,0%). Les populations des cantons d’Appenzell
Rhodes-Intérieures et Bâle-Campagne ont quant à elles stagné entre 2010 et 2011, alors
que celle du canton d’Uri a légèrement baissé (-0,1%).
Selon un scénario de l'évolution de la population calculé par l'Office fédéral de la
statistique (OFS), la Suisse compterait 8,8 millions d’habitants en 2035. Cet
accroissement de 12%, principalement dû aux migrations internationales, sera
cependant ralenti par le vieillissement prononcé de la population. Tous les cantons
enregistreront une croissance démographique positive entre 2010 et 2035. En
revanche, ce développement ne sera pas homogène sur tout le territoire de la Suisse. A
en croire les projections, il sera plus marqué autour de la métropole zurichoise et dans
l’Arc lémanique.
C’est sur fond de cette croissance démographique soutenue que le Conseil national a
adopté un postulat Girod (verts, ZH) chargeant le Conseil fédéral de présenter un
rapport indiquant les mesures permettant de prévenir toute perte de qualité en
matière de logement, de loisirs de proximité, de transports publics et de terres
cultivables. 36

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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La croissance démographique s’est poursuivie en Suisse. A la fin de l’année 2012, la
population résidente permanente s’est élevée à 8'036'900 habitants, soit un
accroissement de 82'300 personnes par rapport à 2011. Cette hausse de 1,0% se situe
au même niveau que celui des deux années précédentes. C’est durant le mois d’août
que la barre des 8 millions de personnes a été dépassée. L’augmentation est en premier
lieu due à une croissance de 64'800 personnes provenant de différents mouvements
migratoires. L’accroissement naturel, soit la différence entre les naissances et les
décès, ne s’est monté qu’à 17'500 personnes. En 2012, le nombre de ressortissants
étrangers séjournant de manière permanente en Suisse s’est monté à 1'869'000
personnes (53’000 de plus qu’à la fin de l’année 2011), soit un taux de 23,3% de la
population résidente permanente totale, contre 22,8% en 2011. Cette augmentation de
0,5 points de pourcentage a été similaire à celles observées en 2010 et 2011. La
population résidante permanente a augmenté dans la plupart des cantons. Les hausses
les plus importantes ont été enregistrées dans les cantons de Fribourg (+2,3%),
Thurgovie (+1,7%), Argovie (+1,5%), Valais et Tessin (+1,4% chacun). Une légère
diminution a été observée uniquement dans le canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures
(-0,1%). 37

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.08.2012
LAURENT BERNHARD

L’initiative populaire « Halte à la surpopulation, pour la préservation durable des
ressources naturelles », lancée par l’Association Ecologie et Population (Ecopop) en
mai 2011 a finalement abouti. C’est notamment grâce au soutien inattendu de Franz
Weber que le seuil des 100'000 signatures valables a été atteint. Le texte demande que
la croissance de la population résidente, provoquée par l’immigration, se limite à 0,2%
sur une moyenne de trois ans. En outre, l’initiative préconise l’attribution de 10% des
fonds de l’aide suisse au développement à des projets d’information sur le planning
familial. 38

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

En octobre, le Conseil fédéral a présenté au parlement son message relatif à l’initiative
populaire «Halte à la surpopulation, pour la préservation durable des ressources
naturelles», lancée par l’Association Ecologie et Population (Ecopop). L'initiative exige
l’instauration d'un plafond fixe en matière d'immigration ainsi que l’affectation à
l’encouragement de la planification familiale volontaire par la Confédération d’au moins
10% des moyens qu'elle consacre à la coopération internationale au développement.
Sans surprise, le gouvernement a recommandé aux chambres fédérales de rejeter le
texte sans y opposer de contre-projet. Le Conseil fédéral a insisté sur le fait que
l’initiative n’était pas compatible avec la politique migratoire poursuivie actuellement
par les autorités fédérales. En effet, celle-ci repose sur la libre circulation des
personnes avec les pays de l'Union européenne (UE) et de l’Association européenne de
libre-échange (AELE) et sur une admission limitée de ressortissants d'Etats tiers.
L'immigration en provenance des pays européens est déterminée en premier lieu par
les besoins de l'économie suisse. Le gouvernement a fait observer qu’en limitant de
manière stricte l’immigration, l'initiative empêcherait les différents secteurs
économiques de recruter les travailleurs dont ils auront besoin dans un futur proche. 39

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 23.10.2013
LAURENT BERNHARD

Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) charge le Conseil fédéral de synthétiser les
rapports démographiques, en vue d'élaborer une stratégie démographique et  pour
assurer la prospérité et le bien-être à long terme. Elle énumère quelques champs
d'action comme la protection des systèmes sociaux, les aides aux régions rurales,  les
infrastructures publiques et privées, la durabilité du système politique et financier, etc.
pour aiguiller le Conseil fédéral dans le traitement de sa requête. 
Le Conseil fédéral propose d'accepter son postulat et il a été adopté, sans discussion,
par le Conseil national. 40

POSTULAT
DATE: 13.12.2013
DIANE PORCELLANA

A la fin de l’année 2013, la population résidente permanente s’est élevée à 8'136'700
habitants, soit une augmentation de 97'600 personnes par rapport à 2012. En
comparaison de la hausse enregistrée durant l’année précédente (+1,0%), le taux de
croissance a légèrement progressé (+1,2%). Comme cela fut le cas au cours de la
dernière décennie, le solde positif est principalement imputable aux mouvements
migratoires. L’immigration nette a affiché une croissance de 80'400 personnes, ce qui
correspond à une forte hausse de 24,1% par rapport à 2012. Quant à l’accroissement
naturel, soit la différence entre les naissances et les décès, celui-ci s’est monté à

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD
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17'200 personnes. Au niveau des sexes, la Suisse compte aujourd’hui 4,1 millions de
femmes et 4,0 millions d’hommes. Si les hommes sont un peu plus représentés que les
femmes dans la classe d’âge la plus jeune (entre 0 et 24 ans), la répartition s’inverse
progressivement. Les différences s’accentuent à partir de 60 ans. Parmi les 1'500
centenaires que recense l’Office fédéral de la statistique (OFS), la proportion des
femmes atteint 77%. Pour ce qui est de l’évolution démographique à travers le
territoire, la population résidente a augmenté dans tous les cantons. Fribourg (+2,1%),
Thurgovie (+1,6%), le Valais (+1,5%), l’Argovie (+1,4%) suivis de Genève et Zoug (+1,3%
chacun) ont affiché les plus fortes hausses. La croissance la moins importante a été
observée dans le demi-canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures (+0,4%).
Durant la session d’hiver, le Conseil national a transmis un postulat Schneider-
Schneiter (pdc, BL) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une synthèse sur la stratégie
démographique en se basant sur les rapports démographiques soumis par les différents
départements fédéraux. Le but du rapport demandé consiste à établir une stratégie
permettant de faire face au changement démographique. 41

Das Jahr 2014 wurde stark durch Debatten um die Zuwanderungspolitik geprägt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begründet, dass neben der am 9. Februar zur Abstimmung
gelangten Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" das Stimmvolk mit der
Volksinitative "Stopp der Überbevölkerung - zur Sicherung der natürlichen
Lebensgrundlagen" am 30. November über eine zweite Initiative zu befinden hatte, die
sich thematisch dem genannten Bereich zuordnen liess. Letztere wurde in der
öffentlichen Debatte nach ihrer Urheberin, der Vereinigung Umwelt und Bevölkerung
(Ecopop), bezeichnet. Das im Mai 2011 lancierte Begehren forderte die Einführung einer
Beschränkung des Bevölkerungswachstum infolge Zuwanderung auf jährlich 0,2% der
ständigen Wohnbevölkerung. Zudem hätten bei einer Annahme der Ecopop-Initiative
mindestens 10% der Mittel, welche die Schweiz jährlich in die internationale
Entwicklungszusammenarbeit investiert, für Massnahmen zur Förderung der freiwilligen
Familienplanung eingesetzt werden müssen. Ferner hätte eine Annahme zur Folge
gehabt, dass künftig keine völkerrechtlichen Verträge mehr hätten abgeschlossen
werden dürfen, die gegen die Initiativbestimmungen verstossen würden. Bestehende
Verträge hätten innerhalb von vier Jahren angepasst oder gekündigt werden müssen.
Wenig überraschend beantragte der Bundesrat im Herbst 2013 die Volksinitiative dem
Souverän ohne Gegenentwurf zu unterbreiten mit der Empfehlung, sie abzulehnen. Die
Regierung verwies in ihrer Botschaft darauf, dass im Falle einer Annahme der Initiative
weder das Freizügigkeitsabkommen noch das EFTA-Übereinkommen weitergeführt
werden könnten, was sich ihrer Meinung nach massgeblich auf das
Wirtschaftswachstum der Schweiz auswirken würde. Der Antrag des Bundesrates wurde
in der Sommersession 2014 von beiden Kammern deutlich gutgeheissen. Im Nationalrat
stimmten drei, im Ständerat nur gerade ein Volksvertreter gegen den bundesrätlichen
Vorschlag. Auf Sympathien stiess die Vorlage hingegen bei der SD, der AUNS und Teilen
der SVP-Basis. Acht SVP-Kantonalsektionen wichen von der nationalen Parteilinie ab.
Sieben beschlossen wie SD und AUNS die Ja-Parole, die Genfer Kantonalsektion erteilte
die Stimmfreigabe. Alle anderen Parteien sowie die Wirtschaftsverbände und die
Gewerkschaften sprachen sich gegen eine Annahme der Ecopop-Initiative aus. Die
Initianten verfügten über wenig Kampagnenerfahrung und über wenig finanzielle
Ressourcen. Anders das gegnerische Lager, das zwar nicht vollständig zentralisiert, aber
nicht minder geeint zu Werke ging. Neben dem überparteilichen Komitee "Ecopop
Nein", das vom Wirtschaftsverband Economiesuisse geleitet wurde und von dem der
grösste Kampagneneffort ausging, engagierten sich auch Parteien (v.a. FDP und glp),
Gewerkschaften (Syna, TravailSuisse) und kantonale Komitees gegen die Ecopop-
Initiative. Auf Seite der Ecopop-Befürworter schalteten sich neben dem
Initiativkomitee auch Akteure des rechtskonservativen Lagers in den Wahlkampf ein,
was auf Pro-Seite zu einem selten gesehenen Konglomerat aus ökologischer
Wachstumskritik und fremdenfeindlichen Motiven führte. Die Ecopop-Initiative wurde
schliesslich von Volk und Ständen klar verworfen. Nur 25,9% der Partizipierenden
stimmten der Vorlage zu (Stimmbeteiligung: 50%). Die Klarheit des Resultates
überraschte, zumal im Vorfeld Umfrageresultate auf einen höheren Ja-Stimmenanteil
hindeuteten. Die höchsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Tessin (36,9%), Schwyz
(34,2%) und Obwalden (32,6%) registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die
Westschweizer Kantone Waadt (17,3%), Wallis (21,3%) und Genf (21,4%). 

Abstimmung vom 30. November 2014

Beteiligung: 50,0% 

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.11.2014
DAVID ZUMBACH
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Ja: 671 099 (25,9%) / 0 Stände
Nein: 1 920 454 (32,1%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SD, AUNS.
– Nein: SVP (8)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP, CSP, EDU, eco, sgv, SGB, TravS.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die VOX-Analyse zur Ecopop-Initiative kam zum Schluss, dass das Volksbegehren,
dessen Inhalt mehrere Dimensionen umfasste, fast ausschliesslich als
Zuwanderungsvorlage verstanden wurde. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie
auch der vorgeschlagene Beitrag an die Familienplanung in armen Ländern, blieben
weitgehend unbeachtet. Gemäss der Umfrage fanden die Initianten ihre Unterstützung
dann auch in den der SVP nahestehenden Kreisen, die dem Anliegen zu 56%
zustimmten, während nur eine kleine Zahl der Sympathisanten der Grünen (19%) und
der Grünliberalen (11%) ein Ja in die Urne legten. Eine zusätzliche Befragung innerhalb
der VOX-Studie ergab, dass jede zweite Person, die bei der
Masseneinwanderungsinitiative Ja gestimmte hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein
in die Urne legte. Vor allem Anhänger der SVP, aber auch solche von FDP und CVP
votierten anders als noch im Februar. 42

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz belief sich gemäss den Erhebungen des
Bundesamts für Statistik (BFS) Ende 2014 auf 8'236'600 Einwohnerinnen und
Einwohner, was im Vergleich zum Vorjahr einer Zunahme um 96'900 Personen
entsprach. Die Wachstumsrate lag mit 1,2% auf dem Niveau des Vorjahres. Die Zunahme
setzte sich aus 36'200 Personen mit schweizerischer und 60'700 Personen mit
ausländischer Staatsbürgerschaft zusammen. Während wie in den Vorjahren die Männer
in der jüngsten Altersgruppe (0-24 Jahre) in der Überzahl waren, verringerte sich die
Differenz zwischen den Geschlechtern in der Altersgruppe der 25- bis 59-Jährigen
beinahe auf ein Gleichgewicht. Ab 60 Jahren waren die Frauen immer stärker vertreten.
Von den knapp 1'600 Hunderjährigen und Älteren waren im Jahr 2014 rund 1'300 Frauen
und 300 Männer. Seit dem Jahr 2000 hatte sich diese Bevölkerungsgruppe nahezu
verdoppelt. Die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer, die zur ständigen
Wohnbevölkerung der Schweiz zählten, belief sich Ende 2014 auf 1'998'200 Personen
(24,3%). Während bei den Personen schweizerischer Staatsangehörigkeit auf 100
Personen im erwerbsfähigen Alter 36 Personen ab 65 Jahren kamen, lag dieses
Verhältnis bei der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung bei 100 zu 11. Im Vergleich
zum Vorjahr wuchs die ständige Wohnbevölkerung in sämtlichen Kantonen der Schweiz.
Die stärkste Zunahme wurde wie im Vorjahr im Kanton Freiburg (2,1%) festgestellt.
Dahinter folgten Genf und Zug (je 1,7%), Waadt (1,6%), Wallis (1,5%) und die Kantone
Aargau und Zürich (je 1,4%). Das schwächste Wachstum wurde 2014 im Kanton Uri
(0,4%) verbucht. 43

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2014
DAVID ZUMBACH

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz ist gemäss Angaben des Bundesamts für
Statistik (BFS) 2015 um 89'500 Personen gewachsen und betrug am Ende des Jahres
8'327'100. Die Wachstumsrate lag mit 1,1% unter dem Niveau der Vorjahre. Der
Wanderungssaldo wie auch ein Geburtenüberschuss trugen zum
Bevölkerungswachstum bei. Der Wanderungssaldo war mit 71'900 Personen
schweizerischer und ausländischer Nationalität zwar immer noch der Haupttreiber der
wachsenden Bevölkerungszahl, nahm im Vergleich zum Vorjahr aber um 5,7% ab.
Bereits 2013 und 2014 war das Wachstum des Wanderungssaldos zurückgegangen. Für
den Löwenanteil der Wanderungsbewegungen zeichneten sich Menschen aus Italien,
Frankreich, Deutschland, Portugal und Spanien verantwortlich. Auf kantonaler Ebene
war die Bevölkerungszunahme in Zug (1,7%), Waadt (1,6%) und Genf (1,5%) am grössten.
In Neuenburg und Graubünden wuchs die Bevölkerung nur um 0,4%. Im Kanton Uri
schrumpfte die Bevölkerungszahl gar. Die Kantone Genf, Basel-Stadt und Waadt
registrierten im Verhältnis zur Bevölkerungszahl die meisten Ein- und Auswanderungen.
Bei der zweiten Wachstumskomponente, der natürlichen Bevölkerungsbewegung,
unterschied sich die Schweiz mit einem Geburtenüberschuss von 19'000 Personen von
vielen Ländern der Europäischen Union (EU): Deutschland, Griechenland, Italien oder
Portugal etwa verzeichneten 2015 mehr Todesfälle als Geburten. Unterschiede im
Geburtenüberschuss existierten 2015 aber auch innerhalb der Schweiz. So
verzeichneten das Tessin, Schaffhausen, Basel-Stadt und Uri mehr Todesfälle als
Geburten. 

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 26.08.2016
DAVID ZUMBACH
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2015 erreichte die Zahl der ausländischen Staatsangehörigen mit ständigem Wohnsitz in
der Schweiz erstmals die 2-Millionen-Grenze, was 24,6% der ständigen
Wohnbevölkerung entsprach. Die grössten Ausländergruppen in der Schweiz waren
italienischer, deutscher, portugiesischer, französischer und kosovarischer
Staatsangehörigkeit. Auf sie entfielen über die Hälfte aller ausländischen
Staatsangehörigen mit ständigem Wohnsitz in der Schweiz (54%). Auf kantonaler Ebene
verzeichneten Genf (41%), Basel-Stadt (35%) und Waadt (34%) die höchsten
Ausländeranteile. In den Kantonen Obwalden, Jura, Nidwalden, Uri und Appenzell-
Innerrhoden waren weniger als 15% der Wohnbevölkerung ausländische
Staatsangehörige. 44

Le Conseil fédéral a transmis son rapport intitulé «Changement démographique en
Suisse: champs d'action au niveau fédéral». Seize domaines politiques et différents
rapports sur les conséquences du changement démographique ont été examinés.
D'après les conclusions du rapport, les défis démographiques sont reconnus au niveau
fédéral. L'exploitation des ressources et des compétences des groupes de population
plus âgés et plus diversifiés est identifiée comme une chance. La pénurie de main
d’œuvre, la pression croissante sur les ressources naturelles, le financement de la
prospérité dans une société vieillissante représentent des risques. Le rapport pointe six
thèmes transversaux qu'il faudrait traiter de manière suprasectorielle comme par
exemple le financement de la sécurité sociale et le maintien du contrat entre les
générations; la conciliation entre vie privée et professionnelle et soins aux proches;
l'utilisation et la consommation des ressources naturelles. Pour le Conseil fédéral, une
stratégie démographique nationale n'est pas nécessaire. Les thèmes centraux, les
chances, les risques et les domaines d'action liés aux défis démographiques sont
connus. De plus, les départements et les offices abordent et gèrent ces défis.
Toutefois, il suggère qu'en cas de nécessité, il faudrait alors mieux intégrer les
conséquences du changement démographique dans les stratégies des départements et
des offices, ainsi que dans des stratégies supérieures. 45

RAPPORT
DATE: 09.12.2016
DIANE PORCELLANA

En 2016, la Suisse a connu plus de naissances et moins de décès. En comparaison à
2015, le nombre de naissances a cru de 1.5% (2015: 86'559; 2016: 87'883). Cette hausse
s'explique par l'augmentation de nouveau-nés de nationalité étrangère. L'indicateur
conjoncturel de fécondité est toujours de 1,5 enfant par femme. Les cantons de
Genève, du Jura, de Schwyz, du Tessin et de Nidwald sont les seuls à enregistrer une
baisse des naissances. Le nombre de décès a diminué de 3.9% (2015: 67'606; 2016:
64'964). Au niveau cantonal, cette tendance s'est également observée, sauf dans les
cantons de Schaffhouse, de Thurgovie, du Jura, de Zoug, de Glaris et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Seuls le Tessin, le Jura et Uri enregistrent plus de décès que de
naissances. L'espérance de vie à la naissance a progressé. Celle des hommes est de 81,5
ans et celle des femmes de 85,3 ans. 
La population résidente permanente s'est accrue de 1.1%, soit 92'424 âmes
supplémentaires par rapport à 2015. Cela s'explique en partie par le mouvement naturel
de la population (différence entre le nombre de naissances et de décès: 22'919). L'autre
raison provient du solde migratoire (immigration: 191'683 personnes; émigration:
120'653). Par conséquent, la Suisse compte 8'419'550 individus, soit 4,25 millions de
femmes (50.4%) et 4,17 millions d'hommes (49.6%). Tous les cantons ont vu leur
population augmenter. Les cantons de Zurich, de Zoug et d'Argovie ont le taux
d'accroissement le plus élevé, avec +1.5%. Appenzell Rhodes-Intérieures affiche le taux
le plus faible avec +0.2%. 
Plus de personnes ont obtenu la nationalité suisse en 2016 (2015: 40'689 personnes;
2016: 42'937). La Suisse possède la part d'étrangers la plus élevée (24.5%) en
comparaison avec ses voisins (Italie 9.7%; Allemagne 13.3%, France 11.8%; Autriche
18.2%). C'est à Genève, Bâle-Ville et dans le canton de Vaud qu'il y a les plus fortes
proportions d'habitants de nationalité étrangère (respectivement 40%, 36% et 34%). A
l'inverse, Appenzell Rhodes-Intérieures affiche 11% et Uri 12%, suivis de Nidwald (14%)
ainsi que du Jura et d’Obwald (tous deux 15%). Sur les 2,1 millions de personnes de
nationalité étrangère résidentes en Suisse, 403'622 sont nées sur le territoire
helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou d'un Etat
de l'AELE. Les nationalités les plus représentées sont l'Italie (316'525 individus),
l’Allemagne (303'525), le Portugal (268'660), la France (126'970), le Kosovo (109'352),
l’Espagne (83'337), la Serbie (68'767), la Turquie (68'744), la Macédoine (65'486) et
l’Autriche (41'855). A l'étranger, en 2016, vivaient 774'923 Suissesses et Suisses,
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principalement établis en Europe. 46

La population résidante permanente en Suisse a cru, en 2017, de 0.8 point de
pourcentage par rapport à 2016. Désormais, la Suisse compte 8'484'130 personnes, soit
64'589 individus supplémentaires, principalement de nationalité suisse. L'enquête de
l'OFS recense 4'277'696 femmes et 4'206'434 hommes. A l'étranger, vivent 751'800
Suisses, dont un quart en France (195'728), 84'604 en Allemagne, 49'573 en Italie et
34'484 au Royaume-Uni. Durant l'année sous revue, le nombre de naissances a
faiblement diminué (2016: 87'883; 2017: 87'381). L'indicateur conjoncturel de fécondité
est toujours de 1.5 enfant par femme. Les décès ont été plus nombreux (2016: 64'964;
2017: 66'971). Chez les jeunes, les principales causes de décès sont les accidents et le
suicide, chez les plus âgés, ce sont les cancers et les maladies cardiovasculaires.
L'espérance de vie à la naissance atteint 81.4 ans pour les hommes et 85.4 ans pour les
femmes. 
Exceptés le Tessin et Neuchâtel, la population a augmenté dans tous les cantons. Les
cantons de Zoug et de Genève affichent la plus forte croissance (+1.2 point de
pourcentage par rapport à 2016), suivis des cantons d'Argovie, de Zurich et de
Thurgovie (+1.1 point de pourcentage). Le solde migratoire s'est réduit de plus de 35%
par rapport à l'année précédente (immigration: 170'945; émigration: 124'997), avec un
excédent de départ chez les ressortissants suisses de 8'037 personnes et un excédent
d'arrivées de 53'985 individus de nationalité étrangère. Avec les naissances et le solde
migratoire en baisse, la croissance de la population a ralenti en 2017. Pour la première
fois depuis 2007, la croissance (+0.7 point de pourcentage) est inférieure à 1%. 
Actuellement, la proportion d'étrangers correspond à environ 25% de la population,
principal trait distinguant la Suisse de ses pays voisins. Les nationalités les plus
représentées sont l'Italie (317'267), l’Allemagne (304'571), le Portugal (266'557), la France
(131'050), le Kosovo (110'683), l’Espagne (83'253), la Turquie (68'172), la Serbie (66'889),
la Macédoine (66'076) et l'Autriche (42'478). Les cantons de Genève, de Bâle-Ville et de
Vaud connaissent les plus fortes proportions d'étrangers (respectivement 40.1%, 36%
et 33.5%), alors que les cantons d'Uri et d'Appenzell Rhodes-Intérieures ont des
proportions d'habitants de nationalité étrangère de 12% et 11.4%. Sur les 2.1 millions de
personnes de nationalité étrangère résidentes en Suisse, 408'691 sont nées sur le
territoire helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou
d'un Etat de l'AELE. En comparaison avec 2016, plus de personnes, provenant pour la
plupart de pays européens, ont été naturalisées en 2017 (2016: 42'937; 2017: 44'949). 47
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Par rapport à 2017, la population de la Suisse a crû de 0.7 point de pourcentage en
2018, soit de 60'400 personnes. La Suisse a enregistré son plus faible accroissement
démographique depuis les dix dernières années. Elle compte actuellement 8'544'000
individus. Les effectifs ont augmenté partout, sauf dans les cantons de Neuchâtel (-0.1
point de pourcentage) et du Tessin (-0.6 point de pourcentage). Schwyz et Fribourg ont
obtenu la plus forte hausse d'habitants grâce aux migrations internes (+1.2 point de
pourcentage). Le Valais a également pu bénéficier de l'exode de la population d'autres
cantons, alors que Genève, Neuchâtel et Bâle-Ville en ont souffert. En 2018, environ
12% de la population résidait dans les villes de Zürich (415'400 habitants), de Genève
(201'800), de Bâle (172'300), de Lausanne (139'100) et de Berne (133'900). La plus petite
commune de Suisse, Corippo (TI), était composée de 11 habitants. 
Au cours de l'année sous revue, la part des jeunes âgés entre 0 et 19 n'a plus dépassé
celle des personnes âgées (65 ans ou plus) dans le canton d'Uri. Cette inversion s'est
déjà produite dans les cantons de Bâle-Ville (avant 1981), du Tessin (2006), de
Schaffhouse (2009), Bâle-Campagne (2011), Berne (2012), des Grisons (2013), de Nidwald
(2015) de Glaris (2016) et de Soleure (2017). 
Alors que l'accroissement naturel a progressé de 1.7 point de pourcentage (87'851
naissances; 67'088 décès), le solde migratoire a, lui, reculé de 13.2 points de
pourcentage par rapport à l'année précédente. Il y a eu davantage d'émigrations (+4.2
points de pourcentage; 130'225 cas) et une réduction du nombre d'immigrations (-0.5
point de pourcentage; 170'085). La part des ressortissants étrangers dans l'ensemble de
la population a avoisiné, cette année encore, les 25%. L'Italie (319'3000 individus;
14.9%), l'Allemagne (306'200; 14.3%), le Portugal (263'300; 12.3%) et la France (134'800;
6.3%) étaient encore les nationalités les plus représentées en Suisse. La population
portugaise a légèrement diminuée par rapport à l'année dernière (2017:266'557; 2018:
263'300). 48
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Fin 2019, la Suisse compte 8'603'900 âmes (+ 0.7% par rapport à 2018). L'année 2019
est marquée par une diminution des naissances de 1.9 pourcents (1'700 naissances en
moins par rapport à 2018). Le taux n'avait plus avoisiné les 2 pourcents depuis 1998. Le
nombre moyen d'enfants par femme est alors passé de 1.52 en 2018 à 1.48 en 2019. Les
cantons de Neuchâtel (+0.8%), d'Argovie (+1.4%), de Glaris (+1.5%), d'Appenzell Rhodes-
Intérieures (+3%) et du Jura (+3.8%) sont les seuls à avoir connu une hausse des
naissances. Il y a eu 700 décès supplémentaires par rapport à l'année précédente (+1%).
Les cantons de Genève, de Bâle-Ville, de Neuchâtel, de Lucerne, du Jura, d'Appenzell
Rhodes-Intérieures, des Grisons, de Zoug, de Schwyz, de Vaud, d'Uri et de Soleure ont
enregistré une baisse du nombre de décès durant l'année sous revue. Moins de
naissances et plus de décès, l'accroissement naturel a régressé de 11.4 pourcents
(86'200 naissances; 67'800 décès) par rapport à 2018. En outre, le solde migratoire a
augmenté de 19.4 pourcents avec une légère hausse de l'immigration (+0.4%, 170'800
cas) et une diminution de l'émigration (-5.4%, 123'200 cas). La part des ressortissants
étrangers dans l'ensemble de la population est resté stable autour des 25 pourcents.
Concernant la répartition des âges, la part des seniors a continué de croître en 2019
(+1.8%), alors que celle des jeunes âgés entre 0 à 19 ans a encore baissé (20% en 2018
contre 19.9% en 2019). La Suisse dénombre 1600 centenaires (+4.8% par rapport à
2018), soit 9 centenaires pour 100'000 habitants. Bâle-Ville abrite le nombre le plus
élevé de centenaires (37 centenaires pour 100'000 habitants), contre 11 pour 100'000
habitants à Zoug.
S'agissant des unions, 39'000 mariages ont été célébrés en 2019, dont 72 pourcents
premiers mariages unissant deux célibataires. Autant pour les premiers mariages que
pour les remariages, le nombre de mariages a diminué par rapport à l'année précédente
(-3.6% pour les premiers mariages; - 3.9% pour les remariages). Le nombre de
partenariats enregistrés a régressé de 3.7 pourcents. Le nombre de divorces a
progressé de 2.1 pourcents (16'900 divorces) – pour une durée de mariage égale ou
supérieure à 10 ans (+4%); personnes mariées entre 15 et 19 ans (+5%); durée de 5 à 9
ans (-2%). Sur la base de ces observations, l'OFS estime que dans le futur, deux
mariages sur cinq (41.1%) pourraient se terminer par un divorce. Alors que le nombre de
divorces a augmenté, le nombre de partenariats enregistrés dissous s'est résorbé (-
2.9%: 200 partenariats dissous en 2019). 49
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Réalisée par la Maison bernoise des générations en collaboration avec l'institut de
recherche Sotomo, 3'285 personnes ont été sondées dans le cadre de l'étude intitulée
Baromètre Génération 2020. Parmi les principaux résultats, un tiers des personnes
interrogées a indiqué craindre une «désolidarisation» entre les générations. Environ 71
pourcent des participants ont déclaré avoir peur que le fossé entre les riches et les
pauvres se creuse; 49 pourcent entre ville et campagne; 57 pourcent  entre la gauche et
la droite. Pour la moitié des personnes consultées, le coronavirus aura un impact
négatif sur les relations intergénérationnelles. A ce propos, 39 pourcent des 65 à 74 ans
ont affirmé se sentir «défavorisés» par rapport aux mesures à suivre pour se protéger
contre le virus. 
Plus particulièrement, la génération des 65 à 74 ans exprime le plus haut niveau de
satisfaction à l'égard de la vie. Pour les jeunes entre 18-24 ans, 42 pourcent indiquent
manquer de confiance dans leur vie. Si une partie des hommes âgés perçoivent
négativement un partage équitable du travail et des tâches domestiques entre les
hommes et les femmes, 68 pourcent des jeunes femmes et 50 pourcent des jeunes
hommes sondés sont plus positifs par rapport à cette perspective. S'agissant de la
prévoyance vieillesse, pour 55 pourcent des participantes et participantes, la jeune
génération est considérée comme désavantagée: seulement 11 pourcent évaluent les
générations plus âgées comme moins bien loties. Concernant la numérisation, ce sont
cette fois les personnes âgées qui sont considérées comme désavantagées. Sur la
question du vote à 16 ans, 28 pourcent sont favorables. Enfin, si pour les deux tiers des
18-24 ans les formes de relations non monogames sont «normales et acceptées», elles
ne le sont que pour 26 pourcent des 45 à 54 ans. 50
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Pour l'année 2020, l'OFS projetait environ 68'400 décès en Suisse, toutes causes
confondues. Marquée par le crise du Covid-19, 75'900 personnes sont décédées, soit
7'500 disparitions de plus que prévu. Depuis la grippe espagnole de 1918, la Suisse
n'avait plus été autant endeuillée. L'excès de décès a surtout touché les seniors
(environ 7'200 décès chez les plus de 65 ans), qui n'étaient pas forcément déjà en fin
de vie. Genève, Fribourg et le Tessin ont subi une mortalité 20 pourcent supérieure aux
prévisions, contre 2 pourcent dans les Grisons et à Bâle-Ville. 51
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Année marquée par la crise du Covid-19, la Suisse a connu deux vagues de décès en
2020. En mars-avril, 1'700 décès supplémentaires par rapport à la même période en
2019 ont été enregistrés (+14%); d'octobre à décembre, c'était 7'800 décès
supplémentaires (+45%). Au total, 76'200 personnes ont perdu la vie durant l'année, ce
qui correspond à une hausse de 12.4 pour cent des décès par rapport à 2019. La
progression des décès a concerné de manière plus marquée les hommes et les
personnes de 80 ans et plus (+15.5% en 2020 contre 1.5% en 2019). Si le nombre de
décès a fortement augmenté, le nombre de naissances a légèrement diminué. 85'900
naissances ont été enregistrés, soit 300 naissances de moins qu'en 2019 (-0.3%). Le
nombre de nouveau-nés suisses a grimpé de 0.3 pour cent, alors que les naissances de
bébés étrangers a diminué de 1.7 pour cent. Le nombre moyen d'enfants par femme est
passé de 1.48 en 2019 à 1.46 en 2020. Le nombre de mariages, de partenariats
enregistrés et de divorces ont diminué par rapport à 2019, respectivement de 9.8 pour
cent, de 3.4 pour cent et de 4 pour cent.
En outre, d'après une étude du centre Unisanté, l'espérance de vie de la population
suisse est revenue au niveau de 2015. Au cours de l’année sous revue, elle a baissé de
7.5 mois alors qu'elle augmentait annuellement de 2 mois ces dernières décennies. Elle
reste toutefois supérieure à 85 ans pour les femmes et 81 ans pour les hommes. 52
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Le conseiller aux Etats Benedikt Würth (centre, SG) demande au Conseil fédéral une
analyse de l'évolution démographique et de ses conséquences sur les systèmes de
compensation et de transfert. Les disparités cantonales, notamment entre les espaces
ruraux et les zones urbaines, devraient se creuser avec l'évolution de la proportion des
personnes âgées. Selon lui, la durabilité des finances en serait impactée avec la
pression exercée sur les dépenses de santé. Pour qu'il n'y ait pas d'incidence sur la
cohésion nationale et la solidarité, la Confédération et les cantons devraient anticiper
ces changements à venir et agir pour «renforcer les bassins d'emploi, les espaces
économiques et la qualité de vie dans les régions». 
Le Conseil fédéral préconise de rejeter le postulat, arguant que c'est aux cantons de
développer leurs scénarios et de mettre en place des mesures. Par le biais des
projections de l'OFS concernant l'évolution de la population, des finances publiques et
des dépenses en  matière de santé, la Confédération peut fournir des bases
méthodiques pour aider les cantons qui le souhaitent. Le Conseil fédéral estime qu'une
étude supplémentaire de la Confédération n'apporterait aucune plus-value. De plus, il
est difficile de quantifier les systèmes de transfert. Chaque quatre ans, il essaie de
prévoir l'évolution de la péréquation financière. Il indique enfin, que des mesures sont
déjà mises en œuvre par la Confédération et les cantons pour renforcer les bassins
d'emploi et les espaces économiques, comme par exemple des programmes
d'encouragement de la politique régionale.
La CdF-CE propose au contraire, par 11 voix et 1 abstention, d'accepter le postulat. Il
faut, selon elle, anticiper ces changements. Lors du passage au Conseil des Etats, le
postulat a été accepté par 28 voix contre 2 et 1 abstention. Le Conseil fédéral devra
donc répondre à la demande du parlementaire. 53
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Im Februar 2022 veröffentlichte das BFS die Zahlen zum Wanderungssaldo im Jahr
2021, also zu den Ein- und Auswanderungen in und aus der Schweiz, und im April 2022
die Zahlen zum Geburtenüberschuss 2021. Die Zuwanderung in die Schweiz stieg per
Ende 2021 im Vergleich zum Vorjahr um 2'460 Personen. 165'640 Personen wanderten
2021 in die Schweiz ein. Die Auswanderung nahm im Vergleich zu 2020 um 7'393
Personen zu; 116'768 Personen verliessen die Schweiz. Weiterhin stellten die
Italienerinnen und Italiener 2021 die grösste Gruppe der ansässigen Ausländerinnen
und Ausländer, gefolgt von Personen aus Deutschland und Portugal. Der
Geburtenüberschuss, also die Differenz zwischen der Anzahl der Lebendgeburten und
der Anzahl der Todesfälle, belief sich gemäss BFS im Jahr 2021 auf 18'500 Personen.
Auch die Medien berichteten im ersten Quartal 2022 über eine Geburtenzunahme im
Jahr 2021. So seien 2021 im Vergleich zum Vorjahr 4.1 Prozent mehr Kinder auf die Welt
gekommen. So viele Neugeborene in einem Jahr hatte das BFS seit 1972 nicht mehr
gezählt. Die Aargauer Zeitung stellte diese Zunahme in einen Zusammenhang mit der
Covid-19-Pandemie und den damit verbundenen Lockdowns: Im August 2021 zählte die
Schweiz gemäss provisorischen Daten des BFS 6 Prozent mehr Neugeborene als im
Vorjahr; im Oktober 11 Prozent und im November 14.5 Prozent. Gezeugt wurden diese
Kinder folglich während dem zweiten Lockdown zwischen Dezember 2020 und Februar
2021. Fabienne Rausa, wissenschaftliche Mitarbeiterin beim BFS, wehrte sich aber
gemäss AZ gegen den Begriff «Baby-Boom», da dieser eher eine «schnelle Zunahme
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über mehrere Jahre» bezeichne.
Auch die Zahlen zur Sterblichkeit setzten die Medien in einen Zusammenhang mit der
Covid-19-Pandemie. So berichtete die NZZ, dass das BFS zwischen Januar und Mai
2020 2'130 Personen angibt, die an Covid-19 gestorben seien – im Gegensatz zum BAG,
das von 1'730 Covid-19-Toten während der ersten Pandemiewelle spreche. Die
Differenz sei gemäss NZZ auf unterschiedliche Datenquellen zurückzuführen: Das BAG
hatte die Zahlen direkt von den Spitälern und Heimen erhalten. Dabei sei es wohl
vorgekommen, dass neben den vielen anderen Tätigkeiten einzelne Todesfall-
Meldungen vergessen gegangen seien. Das BFS bekommt die Daten hingegen von den
Zivilstandämtern, die täglich die Todesfälle erfassen. 54

Der Bundesrat veröffentlichte Mitte Mai 2023 den Bericht zur Erfüllung des Postulats
Würth (mitte, SG), das den Bundesrat beauftragt hatte, den demografischen Wandel in
der Schweiz sowie seine Auswirkungen auf das Ausgleichs- und Transfersystem zu
untersuchen.
In seiner Analysen beschränkte sich der Bundesrat exemplarisch auf zwei Kantone, Genf
und Graubünden, weil diese bis 2050 voraussichtlich das stärkste beziehungsweise das
schwächste Bevölkerungswachstum aufweisen würden. Im Bericht wurde zunächst die
Ausgabenentwicklung in den drei Bereichen Bildung, Gesundheit und soziale Sicherheit
anhand verschiedener Datenquellen analysiert, wobei für die Ausgaben für Bildung und
soziale Sicherheit nur ein moderates Wachstum, für die Ausgaben im Bereich
Gesundheit aber ein stärkeres Wachstum, v.a. wegen der Langzeitpflege, erwartet wird.
Anschliessend wurde untersucht, wie sich der Ausgabenanstieg zwischen Kanton und
Gemeinden verteilt, wobei insbesondere die Relevanz der Zentralisierung hervorstach:
Im stark zentralisierten Kanton Genf werden die zusätzlichen Ausgaben zu 90 Prozent
vom Kanton getragen werden, während der dezentral organisierte Kanton Graubünden
nur 70 Prozent der demografieabhängigen Zusatzausgaben übernehmen wird. Der
schweizerische Finanzausgleich sei in der Lage, die künftigen demografischen
Veränderungen zu meistern, so das Fazit des Berichts. Eine Anpassung des
Ausgleichssystems sei somit nicht notwendig. 55
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Anfang März 2023 reichte Judith Bellaiche (glp, ZH) ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat beauftragen wollte, in einem Bericht das Zukunftsbild einer Schweiz mit 10
Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern zu schildern. Der Bericht sollte Chancen
und Herausforderungen sowie Massnahmen und Lösungen zur Überwindung der
Herausforderungen darstellen. Mit ihrem Vorstoss wollte Bellaiche die Ängste und
Befürchtungen in der Bevölkerung bezüglich einer Schweiz mit 10 Millionen Personen,
die bewusst verbreitet würden, bekämpfen. 
In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat, das Postulat anzunehmen, und
erklärte, er werde das Anliegen im Rahmen der Botschaft zur Legislaturplanung 2023-
2027 aufgreifen. 
Im Rahmen der Sommersession 2023 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem
Vorstoss. Dies war nötig geworden, weil Gregor Rutz (svp, ZH) mit einem
Minderheitenantrag die Ablehnung des Postulats beantragte, da er eine Beschönigung
des Bevölkerungszuwachses und der Zuwanderung befürchtete. Statt «schöne[r]
Worte» brauche es Lösungen, da die Zuwanderung zunehme und das Problem mit der
Umsetzung der Masseinwanderungsinitiative nicht gelöst worden sei. Mit 122 zu 62
Stimmen (1 Enthaltung) nahm der Nationalrat das Postulat an – der Bundesrat wird nun
den entsprechenden Bericht ausarbeiten. 56
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Ende Juni 2023 erreichte die Bevölkerungszahl der Schweiz die sogenannte 9-
Millionen-Grenze, wie die Medien berichteten. So zählte die Schweiz gemäss vom BFS
veröffentlichten Daten zu diesem Zeitpunkt 9'006'664 Menschen (inklusive der nicht
ständigen Wohnbevölkerung). Gemäss CH Media war die Bevölkerungszahl seit 1995 in
den Kantonen Freiburg, Zug und Waadt und allgemein in den Agglomerationen
besonders stark angestiegen, während in der Genferseeregion, im Tessin und in der
Region Zürich besonders viel gebaut worden war.
Das Überschreiten der symbolischen 9-Millionen-Grenze löste in den Medien
Diskussionen über die Auswirkungen des Bevölkerungswachstums in der Schweiz aus.
Einerseits wurden die Herausforderungen etwa im Bereich der Infrastruktur, der
Knappheit des Wohnangebots oder der Kaufkraft betont, andererseits wurde das
Wachstum als wichtig und gutes Zeichen für die Schweizer Wirtschaft erachtet. 57
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Marché du travail

Le groupe PBD a déposé une initiative parlementaire pour l'instauration d'un système
de prévoyance-temps. Les personnes étant de plus en plus en bonne santé et restant
actives à un âge avancé, il demande la mise en place d'un système fournissant les
services pour répondre aux besoins de ces dernières. En intégrant les différentes
générations, l'idée est que le prestataire d'un service puisse recevoir un crédit-temps
qu'il pourra échanger ensuite contre des prestations d'aide pour soi-même. Avec ce
système, les jeunes et les retraités pourraient prêter assistance aux personnes âgées.
Les bénéficiaires pourraient ainsi pourvoir le plus longtemps possible à leurs besoins
de logement et de mobilité individuels et maintenir des contacts sociaux. 
La Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national (CSSS-
CN) ne souhaite pas donner suite à cette initiative parlementaire par 15 voix contre 3 et
6 abstentions. Elle est d'avis qu'il n'est pas nécessaire pour le moment de prendre des
mesures visant à traduire ce modèle dans la Constitution ou dans une loi. Le Conseil
national devra se pencher sur cet objet. 58
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Comme la Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national
(CSSS-CN) ne souhaite pas y donner suite actuellement, le groupe BD a décidé de
retirer son initiative parlementaire concernant l'instauration d'un système de
prévoyance-temps 59

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.06.2017
DIANE PORCELLANA

Ende September 2023 reichte Mustafa Atici (sp, BS) ein Postulat ein, mit dem er einen
Bericht über mögliche Massnahmen zur Milderung des Fachkräftemangels in den
nächsten beiden Jahrzehnten verlangte. Den Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung
des BFS zufolge könne der Arbeitskräftemangel durch die Migration von Personen aus
anderen Ländern ausgeglichen werden, so der Motionär. Da aber auch die EU- und
EFTA-Länder von einem Arbeitskräftemangel betroffen seien, müssten verstärkte
«Rekrutierungsschwierigkeiten» aus diesen Ländern in Betracht gezogen und die
Auswirkungen einer Ausbildungsoffensive abgeschätzt und gegebenenfalls eine
Erhöhung der Drittstaatenmigration ins Auge gefasst werden. Zu einer Abschätzung des
zukünftigen Fachkräftemangels müsse nicht zuletzt auch die demografische Alterung
der Schweizer Bevölkerung und diejenige in den wichtigsten Herkunftsländern sowie
der Wandel des inländischen Arbeitsmarktes berücksichtigt werden. 
In seiner Stellungnahme vom November 2023 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen, da die verlangten Anliegen bereits anderweitig berücksichtigt würden. Wie
bereits in seiner Antwort auf das Postulat Müller (mitte, LU) (Po. 23.3380) angedeutet,
sei der Bundesrat bereit, die Ursachen und Auswirkungen des Fachkräftemangels auf
die Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz in einem Bericht näher zu untersuchen.
Zudem überprüfe der Bundesrat in Beantwortung des Postulats Nantermod (fdp, VS)
(Po. 19.3651) bereits das System der Arbeitsmarktzulassung von Drittstaatsangehörigen.
Ferner solle auch die Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG) (Mo.17.3067) diesbezüglich
weitere Erleichterungen bringen.

Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil Atici bei
den Eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 nicht wiedergewählt worden war und
niemand das Anliegen übernahm. 60

POSTULAT
DATE: 07.12.2023
GIADA GIANOLA

Assurances sociales

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Die Finanzierung der AHV durch das Umlageverfahren bringt es mit sich, dass das
finanzielle Gleichgewicht der AHV wesentlich von der demographischen und
wirtschaftlichen Entwicklung abhängt. Mit grossem Interesse wurde deshalb der 1989 in
Auftrag gegebene zweite Demographiebericht des Bundesrates zur Kenntnis
genommen. Die darin berechneten Szenarien lassen erwarten, dass die günstige
Situation der AHV noch bis in die Mitte der 90er Jahre andauern dürfte. Die Jahre
zwischen 1995 und 2005 könnten dann aber zu einer Umbruchphase für die AHV
werden, doch sind aufgrund der sich nur relativ langsam ändernden Altersquotienten
und der bestehenden Finanzierungsreserven noch keine grösseren Schwierigkeiten zu
erwarten.

Ein eigentlicher Wendepunkt zeichnet sich um das Jahr 2005 ab. Die Zahl der Rentner

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 19.04.1990
MARIANNE BENTELI
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wächst dann deutlich rascher, da die nach 1940 geborenen, geburtenstarken Jahrgänge
rentenberechtigt werden. Als Folge der niedrigen Geburtenhäufigkeit eben jener
Generation stagnieren andererseits die Bestände der beitragspflichtigen Bevölkerung
und beginnen schliesslich zu sinken. Gleichzeitig erreichen die ausländischen
Rentenansprüche erstmals das Niveau der Beitragszahlungen des ausländischen
Bevölkerungsteils. Die Jahre 2005 bis 2015 könnten sich für die AHV deshalb als
besonders kritisch erweisen. Ungefähr um 2035 wird sich der Alterslastquotient auf
hohem Niveau stabilisieren, da auch die ins Rentenalter eintretenden Generationen
wieder kleiner werden.

Abschliessend hielt der Bericht jedoch fest, Wirtschaftswachstum und
Produktivitätsfortschritt, die Formel des Mischindexes sowie die Mitfinanzierung der
öffentlichen Hand würden den Entscheidungsträgern auch in Zukunft einen nicht zu
unterschätzenden Handlungsspielraum lassen. 61

Prévoyance professionnelle

Im Juni 2019 erschien die 19. Studie von Swisscanto, einem
Dienstleistungsunternehmen unter anderem für Pensionskassen, zu den
Pensionskassen. 531 Vorsorgeeinrichtungen hatten teilgenommen – bei denen
zusammen 3.8 Mio. Menschen versichert sind und die insgesamt CHF 660 Mrd.
verwalten – und Fragen zu ihrem Umwandlungssatz und zu den bereits von ihnen
getroffenen Massnahmen zur Schliessung der Beitragslücken beantwortet. Die Studie
hielt fest, dass die Renten von Personen, die heute einer Pensionskasse beitreten, in 40
Jahren eine um 28 Prozent niedrigere Rendite einbringen werden als diejenigen von
Personen, die vor 10 Jahren beigetreten sind. Der Umwandlungssatz war von 2010 bis
2018 von 6.74 Prozent auf 5.73 Prozent gesunken und die Studienautorinnen und
-autoren rechneten mit einer weiteren Reduktion bis 2023 auf 5.45 Prozent. Damit
liege aber der Umwandlungssatz noch immer deutlich höher als er rein rechnerisch sein
müsste: Der korrekte Umwandlungssatz liege bereits heute bei 4.9 Prozent, war der
Studie zu entnehmen. 5 Prozent stellt jedoch die Grenze dar, unter der die
Versicherten bei einer durchschnittlichen Lebenserwartung nach ihrer Pensionierung
von 20 Jahren nicht nur keine Rendite mehr erhalten, sondern gar weniger
zurückerhalten, als sie insgesamt einbezahlt haben (aktuelle Lebenserwartung der 65-
Jährigen (2017, Männer. 85 Jahre, Frauen: 87.5 Jahre). 
Insgesamt habe sich gemäss der Studie der Anteil des Lohns, der den Rentnerinnen und
Rentnern ausbezahlt wird, über die Jahre stark reduziert: 2013 habe der versicherte
Lohn noch bei 80 Prozent gelegen, Ende 2018 habe er im Median noch 69 Prozent
betragen. 
Diese Veränderungen seien auf die steigende Lebensdauer der Versicherten und auf
das schlechte Zinsumfeld zurückzuführen; dadurch bliebe den Pensionskassen trotz
verschiedener Massnahmen eine Beitragslücke von 15 Prozent. Zur Frage, wie diese
geschlossen werden könnte, machte die Studie verschiedene Vorschläge: Einerseits
könnten die Sparbeiträge um 18 Prozent erhöht werden; eine Massnahme, die 90
Prozent der Pensionskassen bereits vorgenommen haben. Eine Verlängerung der
Beitragsdauer um 7.2 Jahre – nach hinten oder vorne – würde das Problem ebenfalls
lösen; 25 Prozent der Pensionskassen haben ihr Beitrittsalter entsprechend bereits
unter 25 Jahre gesenkt. Helfen würden auch Sondereinlagen von Arbeitgebenden,
wobei die Studie festhält, dass 36 Prozent aller Kassen bereits Einlagen der
Arbeitgebenden oder des Wohlfahrtsfonds erhalten hätten. Die Studie betont
entsprechend die Bereitschaft der Arbeitgebenden, Hand zu bieten für eine Lösung.
Weiter würde eine Senkung des Koordinationsabzugs um CHF 6'000 (bisher: CHF
24‘885) für eine ausgeglichene Rechnung reichen. Eine weitere Möglichkeit sei eine
verstärkte private Vorsorge. Würden Personen ab 25 Jahren CHF 1'895 pro Jahr auf ein
3a-Zinskonto oder CHF 1'005 pro Jahr auf ein 3a-Wertschriftenkonto (bei 3 Prozent
Rendite) einzahlen, wäre die Differenz ebenfalls getilgt. Schliesslich würde eine um 0.7
Prozentpunkte bessere Performance der Pensionskassen reichen, was die Autoren der
Studie jedoch nicht als kurzfristig plausible Option erachteten. Sie wiesen jedoch
darauf hin, dass die grossen Pensionskassen um 0.5 Prozentpunkte besser abschnitten
als die kleineren, was auf ihre breitere Investitionstätigkeit, ihre schnelleren Reaktionen
auf Marktentwicklung und ihre grössere Risikofreude zurückzuführen sei. 62
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Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,2 auf 19,3%. Die ständige ausländische
Bevölkerung (ohne Asylbewerber, internationale Funktionäre, Saisonniers und
Kurzaufenthalter) belief sich Ende Dezember auf 1'384'383 Personen. 75% hatten eine
Niederlassungs-, 25% eine Jahresbewilligung. Den grössten Zuwachs verzeichneten die
Deutschen (+5,9%), die stärkste Abnahme die Spanier (-3,9%) und Italiener (-2,5%), was
neben der Rückwanderung vor allem auf die sprunghaft gestiegene Zahl von
Einbürgerungen (30'452) zurückzuführen ist. Die Zunahme der ausländischen
Wohnbevölkerung kam fast ausschliesslich durch Personen von ausserhalb der EU
(Balkan und Sri Lanka) zustande. Den höchsten Ausländeranteil hatte Genf mit 34,6%,
den tiefsten Uri mit 8%. Ende Jahr waren insgesamt 885'789 Ausländerinnen und
Ausländer im Arbeitsprozess integriert, 3,5% mehr als im Vorjahr. Die erwerbstätigen
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen verzeichneten gegenüber Ende 1999 einen
leichten Anstieg von 2,3%, die Grenzgänger nahmen um 7,7% und die Saisonniers um
25,1% zu. Diese Zahlen widerspiegeln den anhaltenden Konjunkturaufschwung. Weitaus
am meisten Arbeitsplätze wurden im Sektor Handel/Banken/Versicherungen neu mit
Ausländerinnen und Ausländern besetzt. Es folgten die Metall- und Maschinenindustrie
und das Gesundheitswesen. 63

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 21.01.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,3 auf 19,7%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'419'095 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 75%
hatten eine Niederlassungs- und 25% eine Jahresbewilligung. Die grösste
Ausländerkolonie stellte mit 22,1% nach wie vor Italien; zählt man allerdings die
Staatsangehörigen aller Länder des ehemaligen Jugoslawien zusammen, kommt man auf
eine Quote von 24,3%. Die bedeutendste prozentuale Zunahme verzeichneten die
Deutschen, gefolgt von den Tamilen und den Bürgerinnen und Bürgern der
Bundesrepublik Jugoslawien, während der Anteil der Italiener und Spanier weiterhin
rückläufig war. Erstmals seit 1996 nahm die Zahl der Personen aus EU- und EFTA-
Ländern wieder zu. Wie bereits im Vorjahr wurden rund 30'000 Personen eingebürgert.
Ende Jahr standen 921'559 Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben, 35'770
mehr als ein Jahr zuvor (+4%). Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung hatten 936'437 Personen aus dem Ausland eine Arbeitsstelle in der
Schweiz (+4,5%). Besonders hohe Zuwachsraten verzeichneten dabei die Saisonniers
(+15,5%) sowie die Grenzgänger (+9,2%). 64

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,7 auf 19,9%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'444'312 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 74,8% hatten eine
Niederlassungs- und 24,6% eine Jahresbewilligung. 56,4% stammten aus Staaten der
EU oder der EFTA. Trotz sinkender Anzahl (-5'721 Personen, durch Rückwanderung oder
Einbürgerung) stellen die Italienerinnen und Italiener weiterhin die grösste ausländische
Bevölkerungsgruppe (21,3%), gefolgt von den Angehörigen des ehemaligen Jugoslawien
(13,7%), den Portugiesen (9,7%) und den Deutschen (8,6%). Am stärksten nahm die
Zuwanderung aus Deutschland (+8'384 Personen) und aus Portugal (+5'568) zu. 38'833
Personen wurden eingebürgert, 29% mehr als im Vorjahr. Ende Juni 2002 standen 1,058
Mio Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben; das waren 0,2% weniger als ein
Jahr zuvor.
. 65

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits

ÉTUDES / STATISTIQUES
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aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 66

Im Jahr 2004 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
nochmals um 1,6% auf total knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,2% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr 20,1%). Rund 40% der Zunahme betrafen den
Familiennachzug. Dieser Zuwachs ist zum grössten Teil auf eine Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und eine Auswirkung der bilateralen Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU. Wahrend der Zuwachs bei den EU-
Staatsangehörigen 2,4% betrug, belief er sich bei den anderen Nationalitäten lediglich
auf 0,6%. Am stärksten zugenommen hat dabei erneut die Zahl der Deutschen und der
Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus Italien, Spanien, der
Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens war rückläufig, was dem Trend
der letzten drei Jahre entspricht. Leicht zurück auf 36'957 (-0,3%) ging auch die Zahl
der Einbürgerungen. 67

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 08.03.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2005 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
um 1,1% auf total etwas mehr als 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,3% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr: 20,2%). Rund 40% der Zunahme betraf den
Familiennachzug. Der Zuwachs ist zum grössten Teil auf die Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und ist eine Folge der bilateralen Abkommen über den freien
Personenverkehr mit der EU. Während die Zahl der EU-Staatsangehörigen um 2,1%
zunahm, ging jene der Ausländer aus Ländern ausserhalb der auf 25 Staaten erweiterten
EU sowie der EFTA um 0,2% zurück. Am stärksten gewachsen ist erneut die Zahl der
Deutschen und der Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus
Italien, Serbien-Montenegro, Spanien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien war
rückläufig, was dem Trend der letzten drei Jahre entspricht. Gestiegen ist die Zahl der
Einbürgerungen (um 2'796 auf 39'753). 68

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 02.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz nahm 2006 um 0,8% auf gut 1,5 Mio
Menschen zu. Der Zuwachs ist grösstenteils auf die Zuwanderung aus der EU
zurückzuführen. Einmal mehr beeinflusste laut Bundesamt für Migration (BFM) das
bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr die
Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Aus den 15 alten EU-
und den EFTA-Staaten kamen mit 18'070 Menschen 2,1% mehr in die Schweiz als 2005,
während die Zuwanderung aus Ländern ausserhalb der EU abnahm. Ende 2006 lebten
1'523'586 Ausländerinnen und Ausländer dauerhaft in der Schweiz, was 20,4% der
Bevölkerung ausmachte. Am meisten Menschen kamen wie bereits in den Vorjahren aus
Deutschland (15'000) und Portugal (6'208). An dritter Stell standen die Zuwanderer aus
Frankreich (2'548). Geringer war die Immigration aus Serbien, Italien, Spanien, Bosnien-
Herzegowina und Sri Lanka. Das entspricht laut BFM dem Trend der letzten fünf Jahre.
Als häufigster Einwanderungsgrund wurde die Erwerbstätigkeit genannt (37,4%), gefolgt
vom Familiennachzug (36,6%) und der Aus- und Weiterbildung (13,3%). Den grössten
ausländischen Bevölkerungsanteil stellten weiterhin die italienischen Staatsbürger mit
291'684 Personen, gefolgt von Serbien mit 190'794, Portugal mit 173'477 und
Deutschland mit 172'580. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 47'607 Menschen
eingebürgert, 7'854 mehr als 2005. 69
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Knapp 1,6 Mio Ausländer lebten Ende 2007 in der Schweiz. Die Zahl stieg, verglichen
mit dem Vorjahr, um 3,1%. Rund 60% der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer
stammen aus den EU- und EFTA-Staaten. Laut dem Bundesamt für Migration (BFM)
reisten deutlich mehr Menschen aus den neuen EU-Ländern dauerhaft in der Schweiz
ein. Aus diesen osteuropäischen Staaten stammten knapp 24'000 Menschen (+1,4%).
Am Jahresende waren 69,5% Niedergelassene registriert, 28,7% hatten eine
unbefristete Aufenthaltsbewilligung und 1,9% waren Kurzaufenthalter mit einer
Bewilligung von weniger als 12 Monaten. Nach Ländern ausgeschieden legten die
Deutschen am meisten zu. Ihre Anzahl stieg um fast 30'000 an und sie stellten mit
knapp 202'000 Personen die zweitstärkste Ausländergemeinde nach den Italienern
(rund 290'000). Bei den Einbürgerungen, die mit 45'042 gegenüber 2006 leicht
rückläufig waren, stand Serbien (inkl. Kosovo) wie im Vorjahr an der Spitze. 70

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 15.02.2008
MARIANNE BENTELI

Ende 2008 lebten 1,67 Mio Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz und damit
4,3% mehr als ein Jahr zuvor. Bei der Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung wirkte sich das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU aus. So
nahm die ausländische Wohnbevölkerung aus dem EU/EFTA-Raum mit +6,8% deutlich
stärker zu als jene aus Drittstaaten und stieg auf 1'026'495. Innerhalb der EU-Länder
war die Zuwachsrate bei den zehn neuen vorwiegend osteuropäischen Mitgliedstaaten
mit +16,7% (knapp 4'000 Personen) am höchsten. Bei den Staatsangehörigen, die nicht
aus dem EU/EFTA-Raum stammen, blieb die Zahl mit +0,4% fast auf Vorjahresniveau;
wobei zu berücksichtigen ist, dass aus diesen Staaten besonders viele Personen
eingebürgert worden sind, welche damit aus der Ausländerstatistik verschwinden. Diese
Entwicklung entspricht der Zuwanderungspolitik des Bundesrats und dem
Zulassungssystem im neuen Ausländergesetz, wonach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige rekrutiert werden können. Mit 44,6% war die
nicht kontingentierte Erwerbstätigkeit der häufigste Einwanderungsgrund vor dem
Familiennachzug mit 31,1%. In absoluten Werten nahm 2008 die Zahl der Deutschen
erneut am stärksten zu; dahinter folgten Portugal, Frankreich, Grossbritannien und
Polen, welches mit 1'608 Einwanderern das Gros aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten
stellte. Rückläufig war demgegenüber der Stand der Bevölkerung aus denjenigen
Staaten, aus denen die meisten Eingebürgerten stammen: Serbien (-7'400) und in
deutlich geringerem Ausmass auch Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Sri Lanka und
Türkei. Den höchsten Anteil an der Bevölkerung haben die Ausländer im Kanton Genf
(35,1%), den niedrigsten im Kanton Uri (9,1%). Mit 45'287 Personen lag die Zahl der
Einbürgerungen knapp über jener des Vorjahres, wobei die Serben erneut den grössten
Anteil ausmachten. 71

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 22.05.2008
MARIANNE BENTELI

Die ausländische Wohnbevölkerung hat 2009 um 41'248 Personen auf 1,68 Mio
zugenommen. Der Anstieg um 2,5% (2008: 4,3%) ist fast ausschliesslich auf Bürger von
EU- und Efta-Staaten zurückzuführen, die zusammen 63,5% der in der Schweiz
lebenden Ausländer ausmachen. Die Zahl der unter das Freizügigkeitsabkommen
fallenden Europäer stieg um 3,9% (2008: 6,8%). Unter den Nationalitäten dominieren
weiterhin die Italiener (289'000, -900), die Deutschen (250'000, +17'100) und die
Portugiesen (205'000, +9'100). 72

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Ende 2010 lebten insgesamt 1,72 Mio Ausländer in der Schweiz – das sind 2,4% mehr als
im Vorjahr. Der grösste Teil stammt aus EU- und EFTA-Staaten. Allerdings war die
Zunahme der EU-EFTA-Staatsangehörigen mit 3,3% geringer als in den Vorjahren (2009:
3,9%; 2008: 6,8%). 73

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 11.02.2011
ANDREA MOSIMANN

Per Ende 2011 betrug die Zahl der in der Schweiz wohnhaften Ausländer rund 1.82 Mio.,
was einem Anteil von 22.8 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Gegenüber dem
Vorjahr wuchs die Anzahl ausländischer Staatsangehöriger um 48'500. Wie bereits in
den Vorjahren stammte mit über 1.1 Mio. der grösste Teil der Ausländer aus dem
EU/EFTA-Raum und fiel damit unter das Personenfreizügigkeitsabkommen. Bezüglich
der Herkunft der Zuwanderer stellten deutsche, portugiesische und kosovarische
Staatsangehörige die grössten Anteile, die Einwanderung aus den Balkanstaaten
Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien ist hingegen stark zurückgegangen. 74
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A la fin de l’année 2012, 1'869'000 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 23.3% de la population. La population étrangère a ainsi augmenté de
53'000 personnes (+3%). Cette augmentation est semblable à celle des deux années
précédentes. Comme en 2011, la majorité des ressortissants étrangers provient des
Etats de l'UE-27/AELE. Plus précisément, les ressortissants sont originaires d'Italie
(294'359), d'Allemagne (285'379), du Portugal (238'432), de France (103'929) et de
Serbie (94'851). Les plus fortes augmentations d’immigration se comptent parmi les
Portugais (+ 14'261), les Allemands (+ 8'551) et les Kosovars (+ 7'319). A l’inverse, le
nombre de ressortissants de Serbie (– 8'106), de Croatie (– 995), du Sri Lanka (– 645) a
reculé. En 2012, Leysin est la commune avec la plus grande proportion d’étrangers
(60.7%). Concernant les frontaliers travaillant en Suisse, leur nombre a augmenté de 4%
(+ 12'000 personnes) au cours de l’année sous revue. Une augmentation moins
importante que les 8.5% de l’année 2011. 75

ÉTUDES / STATISTIQUES
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A la fin de l’année 2013, 1'886'630 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 61'570 (+3,4%) de plus qu’à la fin de l’année 2012. La majorité des
ressortissants (66%) sont originaires des pays de l’UE-27/AELE. Les trois communautés
les plus représentées sont les mêmes qu’en 2012, soit les Italiens (301'254), les
Allemands (293'156) et les Portugais (253'769). En 2013, l’immigration la plus importante
vient du Kosovo (+15'703), puis du Portugal (+15'337) et de l’Allemagne (+17'777).
L’immigration kosovare doit cependant être relativisée, puisque de nombreuses
personnes résidaient déjà en Suisse en tant que serbes, mais se sont enregistrées en
tant que ressortissants du Kosovo depuis la déclaration d’indépendance de 2008. A
l’inverse, le nombre de ressortissant serbes (-15'506; à relativiser pour la raison
susmentionnée), croates ( - 1'037) et de Bosnie-Herzégovine (-683) a reculé. 76
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Die SVP lancierte Anfang Juli 2023 die Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz»
(Nachhaltigkeitsinitiative), wie die Partei in einer Medienmitteilung kommunizierte.
Zuvor hatten sich ihre Delegierten am Sonderparteitag zu Asyl und Zuwanderung in
Küssnacht einstimmig für die Lancierung der Initiative ausgesprochen. Diese verlangt,
dass die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz bis ins Jahr 2050 unter zehn Millionen
Menschen bleiben muss und Bund und Kantone für eine nachhaltige
Bevölkerungsentwicklung sorgen müssen. Ab einer Bevölkerungszahl von 9.5 Millionen
Einwohnerinnen und Einwohnern soll der Bund zudem erste Massnahmen erlassen,
etwa durch einen Verzicht auf Vergabe von Aufenthalts- oder
Niederlassungsbewilligungen für vorläufig Aufgenommene oder durch «Neuverhandlung
bevölkerungswachstumstreibender internationaler Übereinkommen». Wird der
Grenzwert dennoch überschritten, müsste der Bund «alle [ihm] zur Verfügung
stehenden Massnahmen zur Einhaltung des Grenzwertes» treffen und die
entsprechenden Übereinkommen kündigen – zwei Jahre nach Überschreitung
ausdrücklich auch das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU, falls die
Bevölkerungszahl noch nicht wieder unter den Grenzwert gefallen ist. Die SVP
begründete ihre Initiative damit, dass die «masslose[], ungeregelte[] Zuwanderung»
begrenzt werden müsse, um negativen Auswirkungen dieser Zuwanderung, unter
anderem in Form von vollen Zügen oder stark steigenden Gesundheitskosten,
entgegenzuwirken. 
Der Tages-Anzeiger erachtete die Initiative als «harscher Eingriff» in die derzeitige
Asylpolitik der Schweiz. Parteipräsident Marco Chiesa sagte gemäss Medien am
Sonderparteitag: «Es kommen zu viele [Asylsuchende], es kommen die Falschen».
Chiesa und weitere Redner kritisierten dabei insbesondere die seit Januar 2023 dem
EJPD vorstehende Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider für die in den Augen der
Volkspartei gescheiterte Asylpolitik scharf. Die NZZ war hingegen der Ansicht, dass es
der Partei bei der Initiative nicht nur um die Asylpolitik gehe, sondern generell um aus
Sicht der Partei problematische Aspekte des kulturellen Zusammenlebens mit
Ausländerinnen und Ausländern. In Le Temps wurde zudem darüber spekuliert, ob es
bei der Initiative nicht insbesondere darum gehe, das Personenfreizügigkeitsabkommen
mit der EU in Frage zu stellen.
Mitte Juni 2023 nahm die Bundeskanzlei die Vorprüfung der Initiative vor. Die
Unterschriftensammlung erstreckt sich vom 4. Juli 2023 bis zum 4. Januar 2025. Zu den
Urheberinnen und Urhebern der Initiative gehört auch der alt-Bundesrat und frühere
Parteipräsident Ueli Maurer, jedoch nicht alt-Bundesrat Christoph Blocher. 77
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Enseignement et recherche

In einem von der WBK-NR im Jahr 2012 eingereichten Postulat «Demografische
Entwicklung und Auswirkungen auf den gesamten Bildungsbereich» wurde der
Bundesrat aufgefordert, einen umfassenden Bericht über mögliche Szenarien im
Bereich der Bevölkerungsentwicklung zu erstellen und dabei die Auswirkungen auf alle
Bildungsbereiche darzulegen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates.
Er entgegnete, dass bereits zahlreiche Studien und Instrumente im Bereich Bildung und
Demografie bestünden; diese seien gut geeignet, um die Anliegen des Postulates zu
erfüllen. Der Nationalrat liess sich von diesen Argumenten jedoch nicht überzeugen und
nahm das Postulat im November 2012 relativ knapp mit 81 zu 74 Stimmen an, wobei die
Nein-Stimmen vor allem von den geschlossen stimmenden FDP- und SVP-Fraktionen
stammten. 78

POSTULAT
DATE: 26.11.2012
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Januar 2019 publizierte der Bundesrat einen ausführlichen Bericht in Erfüllung des
Postulates der WBK-NR zum Thema «Demografische Entwicklung und deren
Auswirkungen auf den Bildungsbereich». Der Bericht des BFS befasste sich mit dem
Schweizer Bildungssystem und dem Bildungsniveau der Bevölkerung und lieferte im
Anhang für sämtliche Bildungsfelder detaillierte Zahlen zur künftigen Anzahl an
Personen mit dem entsprechenden Bildungsabschluss. Zudem analysierte er die
Einwanderung mit Blick auf die höchste abgeschlossene Ausbildung der betreffenden
Personen. Aus wirtschaftlicher Sicht untersuchte der Bericht, ob sich die Bildung der
Schweizer Bevölkerung mit der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt deckt. Die Autorinnen
und Autoren wiesen darauf hin, dass der Bericht zwar Zahlen liefere; diese seien aber
mit einer gewissen Vorsicht zu geniessen, da es sich immer um vorausschauende
Hypothesen handle. Generell erwarte die Schweiz immer mehr Schülerinnen und
Schüler sowie Lernende und Hochschulabsolventinnen und -absolventen.
Entsprechend werden auf allen Stufen auch mehr Abschlüsse vorgewiesen werden (EFZ,
EBA, Matura, Bachelor und Master). Sodann wird im Bereich der Berufsbildung, den
Höheren Fachschulen, den Fachhochschulen und den Universitäten vor allem mit mehr
Abschlüssen in den Bereichen Informatik und Kommunikationstechnologie,
Gesundheitswesen/Pflege und Sozialwesen gerechnet. Generell dürfte sich das
Bildungsniveau der Schweizer Bevölkerung in den nächsten Jahren noch weiter
erhöhen; gemäss Prognose wird im Jahr 2037 circa die Hälfte der Schweizer
Bevölkerung über einen Abschluss auf der Tertiärstufe verfügen. Im Bereich der
Migration erwarten die Autorinnen und Autoren weiterhin viele gut ausgebildete
Personen, die in die Schweiz einwandern. Schliesslich wiesen Berechnungen darauf hin,
dass das Bildungssystem den erwarteten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt gerecht
werde und die Menschen in der Schweiz grundsätzlich Berufe ausübten, die ihrer
Ausbildung entsprechen. 79

RAPPORT
DATE: 30.01.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Postulat der WBK-NR zur «Demografischen Entwicklung und deren Auswirkungen
auf den Bildungsbereich» wurde vom Nationalrat in der Herbstsession 2020
abgeschrieben, nachdem der Bericht in Erfüllung des Postulats im Januar 2019
erschienen war. 80
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Culture, langues, églises

Langues

2016 wurden die ersten Ergebnisse der bereits im Jahr 2014 erstmals durchgeführten
Erhebung zur Sprache, Religion und Kultur (ESRK) publiziert. Diese wurde im Rahmen
des neuen Volkszählungssystems realisiert und soll fortan im Fünfjahresrhythmus
wiederholt werden. Hierbei werden statistische Informationen über sprachliche,
religiöse und kulturelle Verhaltensweisen sowie deren Entwicklung in der Schweizer
Bevölkerung untersucht. Als Datengrundlage wird jeweils eine Stichprobe von 10'000
zufällig ausgewählten Personen aus der ständigen Wohnbevölkerung über 15 Jahren
gezogen. Die Studie soll u.a. auch dazu beitragen, dass gezielte politische Massnahmen
im Bereich der Mehrsprachigkeit, kulturellen Vielfalt und unzureichender Integration
getroffen werden können.

Im April wurden die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Kultur veröffentlicht, welche
der Schweizer Bevölkerung ein reges und vielfältiges Kultur- und Freizeitverhalten
bescheinigen. Rund 70% der Bevölkerung besuchen mindestens ein Mal im Jahr
Museen, Konzerte, Denkmäler oder Kinos. Der Anteil der regelmässigen Besucher von
Kulturinstitutionen (mehr als drei Mal im Jahr) liegt indes bei rund 20%. Dabei gilt
insgesamt, dass junge Menschen und Stadtbewohner sowie Bevölkerungsteile mit einer
höheren Ausbildung das jeweilige Angebot häufiger nutzen als andere. Rund 85% der
Bevölkerung zeigen sich mit ihrem regionalen Kulturangebot zufrieden, wobei es auch
hier wiederum Unterschiede gibt: Bei Jungen, Landbewohnern und
Italienischsprachigen fällt die Zufriedenheit etwas tiefer aus. Dennoch würde eine
Mehrheit der Befragten (58%) gerne öfter solche kulturellen Institutionen aufsuchen
oder Aktivitäten unternehmen, wobei gut die Hälfte (51%) Zeitmangel als
Hinderungsgrund angibt – v.a. unter 60-Jährige, ausländische Nationalitäten und
Landbewohner. Als weiteren Hinderungsgrund gibt rund ein Drittel der Befragten
fehlende finanzielle Mittel an. Bei den Freizeitaktivitäten finden insbesondere Wandern,
Ausgang mit Freunden und Sport grossen Anklang. Aber auch das gesellige
Beisammensein mit gemeinsamem Kochen und traditionellen Karten- und
Gesellschaftsspielen ist sehr beliebt. 

Ebenfalls im April wurden auch die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Religion
veröffentlicht, welche auf eine grosse Diversität der einzelnen Praktiken und
Glaubensformen hinweisen – auf einem breiten Spektrum zwischen Religiosität und
Spiritualität. Die Vielfältigkeit, aber auch die Varianz, zeigt sich bereits in der Form des
Glaubens: Es gibt Befragte, die von der Existenz eines einzigen Gottes überzeugt sind
(Katholiken 59%, Reformierte 45%, andere evangelische Gemeinden 92%, Muslime
90%), aber auch solche, die an die Präsenz einer höheren Macht glauben (20–30%).
Gerade in der Gruppe der Konfessionslosen scheint die Spiritualität grossen Anklang zu
finden: Deren 12% verfolgten spirituelle Veranstaltungen über ein Medium (im
Fernsehen, am Radio, im Internet), deren 31% bzw. 41% glauben an die Gabe des
Heilens bzw. Hellsehens. Auch bei den Geschlechtern konnten gewisse Unterschiede
ausfindig gemacht werden: Frauen beten im Alltag häufiger und neigen auch eher dazu,
sich mit anderen Glaubensformen zu befassen (58% der Frauen glauben beispielsweise
an Engel, aber lediglich 37% der Männer). Sowohl für die Religiosität, als auch für die
Spiritualität gilt aber im wesentlichen, dass sie besonders in den schwierigen
Momenten des Lebens wichtig sind, wobei es zu deren Linderung gerade in Bezug auf
die spirituellen Praktiken regionale Unterschiede gibt: Heilende Personen haben für die
Westschweizer eine grössere Bedeutung als für die restliche Schweiz, wohingegen
Gegenstände mit heilbringender Wirkung in der Deutschschweiz beliebter sind.

Im Oktober folgten dann die ersten Ergebnisse zum Teilbereich Sprache, welche
aufzeigten, dass die Schweizer Bevölkerung mehrsprachig ist. Rund zwei Drittel der
Schweizer Bevölkerung spricht in ihrem Alltag – sowohl im öffentlichen als auch im
privaten Rahmen – mindestens einmal in der Woche zwei oder mehr Sprachen. Das
verbleibende Drittel (36%) belässt es hingegen bei einer Sprache. Die Dialekte nehmen
in diesem Zusammenhang für die Deutschschweiz 87% und für die italienischsprachige
Schweiz (Tessiner oder bündneritalienische Dialekte) 32% ein. Ausserhalb der eigenen
Sprachgrenzen verwendet jeder fünfte Deutschschweizer regelmässig Französisch, in
der Westschweiz hingegen sprechen lediglich 6% mindestens einmal die Woche
Schweizerdeutsch. Einen relativ hohen Stellenwert hat über die gesamte Schweiz
betrachtet die internationale Sprache Englisch (Deutschschweiz 43%, Westschweiz
38%, italienische Schweiz 30%). In der Deutsch- und Westschweiz ist das Englisch sogar
weiterverbreitet als die restlichen Landessprachen innerhalb der jeweiligen Region –
wobei dies nicht mit einer Verdrängung der Landessprachen gleichzusetzen ist,
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sondern vielmehr auf die steigende Nutzung neuer Medien in bestimmten
Berufsgruppen zurückzuführen ist. Nebst dem Italienischen, welches zugleich eine
Landes-, aber auch Migrationssprache darstellt, finden wir als häufigste
Nichtlandessprachen das Spanische (6%), das Portugiesische (5%)  sowie die Sprachen
der Balkanländer (3%), wobei es anteilsmässige Unterschiede in den einzelnen Regionen
gibt. 81

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Mitte Oktober 2015 präsentierte die CVP ein Positionspapier zur Gesundheitspolitik
und zwar konkret zur Pflege, einem „zentralen und oft vernachlässigten Thema“. In
Anbetracht der Zunahme der Zahl älterer Menschen und der damit verbundenen
Pflegebedürftigkeit stehe das Pflegesystem vor grossen Herausforderungen. Deshalb
seien konkrete Lösungen gefordert. Die CVP schlug etwa Betreuungsgutschriften, ein
System von Zeitgutschriften oder die Förderung von betreutem Wohnen vor. Die Pflege
dürfe nicht nur durch Patientinnen und Patienten, sondern müsse zu gleichen Teilen
auch durch die öffentliche Hand und durch die Krankenkassen finanziert werden. Die
Quersubventionierung von Pflegeheimen – also die Belastung der Patientinnen und
Patienten mit von der Krankenkasse nicht abgedeckten Pflegekosten von Betreuung
oder Hotellerie – müsse gestoppt werden. Gefordert wurden zudem die Behebung des
Fachkräftemangels und eine Reduktion der Abhängigkeit von Pflegepersonal
ausländischer Herkunft. 82
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